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07.03.2024 Stadtplanungs- und Mobilitätsausschuss

A
B

Beratungsgegenstand

Teilaufhebung des Bebauungsplans Nr. 56 - Königshardt -
Beschluss zur Veröffentlichung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB

Beschlussvorschlag

Der Stadtplanungs- und Mobilitätsausschuss erklärt sich mit der Teilaufhebung des 
Bebauungsplans Nr. 56 - Königshardt - (in Kraft seit dem 15.07.1969) für das im Plan des Bereichs 
5-1 - Stadtplanung - vom 09.11.2022 gekennzeichnete Gebiet und dem Entwurf der Aufhebungs-
satzung einverstanden. Er beschließt die Veröffentlichung des teilaufzuhebenden Bebauungsplans 
Nr. 56, des Entwurfs der Aufhebungssatzung, der Begründung (einschließlich Umweltbericht) sowie 
der wesentlichen, bereits vorliegenden umweltbezogenen Stellungnahmen und Informationen.

Gesetzliche Grundlage: § 3 Abs. 2 in Verbindung mit § 1 Abs. 8 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 03.11.2017 (BGBl. I, S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 20.12.2023 
(BGBl. 2023 I Nr. 394).
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1 Bezug
2
3 Einleitender Beschluss zur Teilaufhebung des Bebauungsplans Nr. 56 - Königshardt - westlich der 
4 Falkestraße vom 20.03.2023 (Drucksache Nr. B/17/2805-01) durch den Rat der Stadt.
5
6
7 Konsequenzen
8
9 a) Finanzielle

10
11 keine [X]
12
13 ja [  ]
14
15
16 b) Auswirkungen auf das Klima
17
18 Ja [X]
19
20 Durch den Beschluss zur Veröffentlichung des Bebauungsplans Nr. 56 - Königshardt - soll das 
21 förmliche Teilaufhebungsverfahren nach den Maßgaben des Baugesetzbuches (BauGB) weiterge-
22 führt werden. Nach erfolgter Teilaufhebung des Bebauungsplans Nr. 56 wäre die Fläche 
23 planungsrechtlich gemäß § 35 Baugesetzbuch (BauGB) dem Außenbereich zuzuordnen. Die Klima-
24 relevanz der Maßnahme wurde auch im Rahmen des nach § 2a BauGB erforderlichen Umwelt-
25 berichtes bewertet und dokumentiert (s. Anlage 6, Seite 18). Die vorhandene Situation wird sich im 
26 Plangebiet durch die Teilaufhebung des Bebauungsplans Nr. 56 selbst zunächst nicht verändern. 
27 Dennoch wurde hinsichtlich einer etwaigen späteren Bebauungsmöglichkeit nach § 35 Abs. 2 BauGB 
28 vorsorglich eine Liste Klimacheck dieser Vorlage als Anlage 1 beigefügt.
29
30 Nein [  ]
31
32
33 c) Sonstige Keine
34
35 Begründung
36
37 I. Lage des Teilaufhebungsgebiets im Stadtbereich
38
39 Das Teilaufhebungsgebiet des Bebauungsplans Nr. 56 - Königshardt - westlich der Falkestraße 
40 liegt in der Gemarkung Sterkrade, Flur 3, und umfasst einen Teil im Osten des Flurstücks
41 Nr. 838. Es wird wie folgt umgrenzt:
42
43 Nordöstliche Grenze des Flurstücks Nr. 838 entlang der Falkestraße; nördliche Grenze des 
44 Flurstücks Nr. 592; am nordwestlichsten Grenzpunkt des Flurstücks Nr. 592 nach Norden 
45 abknickend zu einem Grenzpunkt der nordöstlichen Grenze des Flurstücks Nr. 838, der in 
46 Verlängerung der südlichen Grenze des Flurstücks Nr. 875 liegt.
47
48 Das Teilaufhebungsgebiet umfasst eine Gesamtfläche von ca. 7.500 m2.
49
50 Die genaue Abgrenzung des Teilaufhebungsgebietes ergibt sich auch aus dem Auszug des 
51 teilaufzuhebenden Bebauungsplans Nr. 56 und der beigefügten Übersichtskarte (s. Anlagen 2 
52 und 3).
53
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54 II. Aufhebungsgründe
55
56 Der derzeitige Standort der freiwilligen Feuerwehr Königshardt an der Falkestraße / Ecke 
57 Adlerstraße ist nicht mehr zeitgemäß und weißt erhebliche bauliche Anpassungs- und Moderni-
58 sierungsbedarfe auf, die nach Prüfungen des Baumanagements der SBO – Servicebetriebe 
59 Oberhausen am derzeitigen Standort nicht baulich umgesetzt werden können. Nach 
60 umfänglicher Prüfung von insgesamt neun Standortalternativen im Oberhausener Norden durch 
61 die SBO, die Fachverwaltung und die freiwillige Feuerwehr soll ein Ersatzneubau des Feuer-
62 wehrstandortes nunmehr auf einer ebenfalls an der Falkestraße gelegenen Fläche erfolgen. 
63 Diese liegt ca. 150 m südlich des derzeitigen Standortes, im Geltungsbereich des Bebauungs-
64 plans Nr. 56 - Königshardt -, der an dieser Stelle eine öffentliche Grünfläche mit der Zweck-
65 bestimmung - Friedhof - ausweist. Innerhalb der öffentlichen Grünfläche wären, dem Zweck 
66 entsprechend, deutlich untergeordnete bauliche Anlagen bis zu einem Anteil von max. 15 % der 
67 Grünfläche denkbar gewesen (vgl. OVG Sachsen, Beschluss vom 05.03.2002, Az. 1 D 18/00). 
68 Ein Bedarf für eine Friedhofserweiterung besteht nicht mehr.
69
70 Eine Befreiung von den Festsetzungen des Bebauungsplans i.S.v. § 31 Abs. 2 BauGB 
71 zugunsten des in Rede stehenden Bauvorhabens scheitert an einer Tangierung der Grundzüge 
72 des Bebauungsplans Nr. 56. Aus diesem Grund soll ein förmliches Teilaufhebungsverfahren 
73 des Bebauungsplans Nr. 56 - Königshardt - im Bereich des Ersatzneubauvorhabens an der 
74 Falkestraße durchgeführt werden.
75
76 Nach Inkrafttreten des Teilaufhebungsverfahrens würden für den favorisierten Standort die 
77 Planersatzvorschriften des § 35 BauGB – Bauen im Außenbereich – rechtliche Gültigkeit 
78 beanspruchen. Nach ersten Prüfungen der Fachverwaltung wäre das Ersatzneubauvorhaben, 
79 das wesentlich der Daseinsvorsorge bzw. öffentlichen Belangen dient, dann unter der 
80 Voraussetzung noch zu bestimmender naturschutzrechtlicher Ausgleichs- und Kompensations-
81 maßnahmen im Kontext des § 35 Abs. 2 BauGB als sonstiges Vorhaben im Außenbereich 
82 voraussichtlich planungsrechtlich zulässig. Das Teilaufhebungsverfahren und ein evtl. nachge-
83 lagertes Baugenehmigungsverfahren bedürfen jedoch einer strikten Trennung. So können mit 
84 dem Teilaufhebungsverfahren keinerlei Festsetzungen für zukünftige Vorhaben im Außen-
85 bereich getroffen werden. Deshalb wird unabhängig von der planungsrechtlichen Zulässigkeit 
86 innerhalb des nachgelagert noch durchzuführenden konkreten Baugenehmigungsverfahrens 
87 insbesondere die umweltrechtliche und bauordnungsrechtliche Zulässigkeit gesondert zu prüfen 
88 sein. Dabei gilt nach § 35 Abs. 5 BauGB der Grundsatz, dass das geplante Bauvorhaben in 
89 einer flächensparenden, die Bodenversiegelung auf das notwenige Maß begrenzenden und den 
90 Außenbereich schonenden Weise ausgeführt werden muss. Nach ersten Prüfungen der SBO 
91 müssen für das Ersatzneubauvorhaben an diesem Standort voraussichtlich nur zwei 
92 Laubbäume und ca. 100 m² Strauchbewuchs entfernt werden, so dass umfängliche Baum-
93 fällungen im Bestand vermieden werden können.
94
95 Die Beschreibung der konkreten Ziele zur Teilaufhebung des Bebauungsplans sind auch der 
96 Begründung (inkl. Umweltbericht) (s. Anlage 7) zu entnehmen.
97
98 III. Bisheriger Verfahrensablauf / Frühzeitige Beteiligungsverfahren
99

100 Am 20.03.2023 hat der Rat der Stadt den einleitenden Beschluss zur Teilaufhebung des 
101 Bebauungsplans Nr. 56 - Königshardt - westlich der Falkestraße gefasst.
102
103 Die Veröffentlichung des Beschlusses erfolgte im Amtsblatt vom 02.05.2023.
104
105
106
107
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108 Im Rahmen der Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) und 
109 nach den “Verfahrensgrundsätzen für die vorgezogene Beteiligung der Bürger an der 
110 Bauleitplanung” der Stadt Oberhausen hat der teilaufzuhebende Bebauungsplan Nr. 56
111 - Königshardt - mit den Vorentwürfen der Aufhebungssatzung und der Aufhebungsbegründung
112
113  in der Zeit vom 05.10.2023 – 25.10.2023 einschließlich öffentlich ausgelegen (Darlegung 
114 und Anhörung der Planung).
115
116 Innerhalb dieser Zeit bestand Gelegenheit, sich über die allgemeinen Ziele und Zwecke der 
117 Teilaufhebung und deren voraussichtliche Auswirkungen unterrichten zu lassen. Gleichzeitig 
118 wurde den Bürgerinnen und Bürgern Gelegenheit zur Äußerung und Erörterung gegeben.
119
120 Eine öffentliche Anhörung (Bürgerversammlung) hat nach Ziffer 3.2 der vom Rat der Stadt 
121 beschlossenen „Verfahrensgrundsätzen für die vorgezogene Beteiligung der Bürger an der 
122 Bauleitplanung“ der Stadt Oberhausen nicht stattgefunden. Der Rat hat diese Vorgehensweise 
123 durch Beschluss vom 20.03.2023 festgelegt.
124
125 Gemäß § 4 Abs. 1 BauGB wurden die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange mit 
126 Schreiben vom 04.10.2023 erstmalig zur teilweisen Aufhebung des Bebauungsplans Nr. 56 
127 beteiligt.
128
129 Während der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB und im Rahmen 
130 der frühzeitigen Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 
131 Abs. 1 BauGB sind folgende abwägungsrelevanten Stellungnahmen zum Bebauungsplan 
132 eingegangen:
133
134 Behörden bzw. sonstige Träger öffentlicher Belange
135
136 1. Bezirksregierung Düsseldorf
137 Dezernat 53 - Immissionsschutz -
138 Cecilienallee 2
139 40474 Düsseldorf
140
141 2. Die Autobahn GmbH des Bundes
142 Niederlassung Rheinland
143 Hansastraße 2
144 47799 Krefeld
145
146 3. Geologischer Dienst NRW
147 - Landesbetrieb -
148 De-Greiff-Straße 195
149 47803 Krefeld
150
151 4. MAN GHH Immobilien GmbH
152 Sterkrader Venn 2
153 46145 Oberhausen
154
155
156
157
158
159
160
161
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162 5. Rheinisch Westfälische Wasserwerksgesellschaft mbH
163 Am Schloß Broich 1-3
164 45479 Mülheim an der Ruhr
165
166 6. Stadtwerke Oberhausen AG (StOAG)
167 Postfach 10 15 40
168 46015 Oberhausen
169
170 Von Bürgerinnen und Bürgern wurden keine Stellungnahmen vorgebracht.
171
172 IV. Stellungnahme der Verwaltung zu den abwägungsrelevanten Eingaben
173
174 Die wortgleiche Wiedergabe der abwägungsrelevanten Stellungnahmen sowie die erarbeiteten 
175 Prüfergebnisse und Abwägungsvorschläge der Verwaltung sind in der beigefügten Abwägungs-
176 tabelle (s. Anlage 5) enthalten.
177
178 Kopien der abwägungsrelevanten Eingaben sind der Anlage 6 zu entnehmen.
179
180 V. Weiterer Verfahrensablauf
181
182  Beschluss des Stadtplanungs- und Mobilitätsausschusses gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 
183 betreffend die Veröffentlichung des teilweise aufzuhebenden Bebauungsplans, des 
184 Entwurfs der Aufhebungssatzung sowie der wesentlichen, bereits vorliegenden umwelt-
185 bezogenen Stellungnahmen und Informationen;
186
187  2. Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4
188 Abs. 2 BauGB;
189
190  Bekanntmachung der Veröffentlichung des teilweise aufzuhebenden Bebauungsplans, des 
191 Entwurfs der Aufhebungssatzung sowie der wesentlichen, bereits vorliegenden 
192 umweltbezogenen Stellungnahmen und Informationen im Amtsblatt der Stadt Oberhausen;
193
194  Veröffentlichung des teilweise aufzuhebenden Bebauungsplans, des Entwurfs der 
195 Aufhebungssatzung sowie der wesentlichen, bereits vorliegenden umweltbezogenen 
196 Stellungnahmen und Informationen gemäß § 3 Abs. 2 BauGB für die Dauer eines Monats, 
197 mindestens jedoch für 30 Tage, oder bei Vorliegen eines wichtigen Grundes für die Dauer 
198 einer angemessenen längeren Frist;
199
200  Abwägungsentscheidung über die abwägungsrelevanten Stellungnahmen gemäß § 1 
201 Abs. 7 BauGB sowie Satzungsbeschluss gemäß § 10 Abs. 1 BauGB durch den Rat der 
202 Stadt;
203
204  Inkrafttreten der Aufhebungssatzung zur teilweisen Aufhebung des Bebauungsplans 
205 Nr. 56 durch Veröffentlichung des Satzungsbeschlusses im Amtsblatt der Stadt 
206 Oberhausen gemäß § 10 Abs. 3 Satz 4 BauGB.
207
208 VI. Kurzzusammenfassung
209
210 Der Stadtplanungs- und Mobilitätsausschuss beschließt die Veröffentlichung des teilweise 
211 aufzuhebenden Bebauungsplans Nr. 56 - Königshardt -, des Entwurfs der zugehörigen 
212 Aufhebungssatzung sowie der wesentlichen, bereits vorliegenden umweltbezogenen 
213 Stellungnahmen und Informationen.
214
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215 Mit dem Bebauungsplan Nr. 56 aus dem Jahre 1969 sind im Teilaufhebungsgebiet die 
216 planungsrechtlichen Voraussetzungen für eine Erweiterung des vorhandenen Friedhofs an der 
217 Falkestraße geschaffen worden. Ein Bedarf für eine Friedhofserweiterung besteht nicht mehr.
218
219 Mehr als 50 Jahre später sucht die freiwillige Feuerwehr Königshardt einen neuen Standort, da 
220 der jetzige nicht mehr zeitgemäß ist und erhebliche bauliche Anpassungs- und 
221 Modernisierungsbedarfe aufweist.
222
223 Als Ergebnis einer umfänglichen Prüfung von insgesamt neun Standortalternativen soll der 
224 Ersatzneubau der Wache für die freiwillige Feuerwehr Königshardt nunmehr innerhalb des 
225 Teilaufhebungsgebiet des Bebauungsplans Nr. 56 erfolgen.
226
227 Nach Inkrafttreten der teilweisen Aufhebung des Bebauungsplans wäre das 
228 Teilaufhebungsgebiet planungsrechtlich gemäß § 35 BauGB dem Außenbereich zuzuordnen.
229
230 Nach ersten Prüfungen der Fachverwaltung wäre das Ersatzneubauvorhaben dann unter der 
231 Voraussetzung noch zu bestimmender naturschutzrechtlicher Ausgleichs- und 
232 Kompensationsmaßnahmen im Kontext des § 35 Abs. 2 BauGB als sonstiges Vorhaben im 
233 Außenbereich voraussichtlich planungsrechtlich zulässig.
234
235 Unabhängig der planungsrechtlichen Zulässigkeit werden innerhalb des nachgelagert noch 
236 durchzuführenden konkreten Baugenehmigungsverfahrens insbesondere die umweltrechtliche 
237 (u.a. Artenschutz und Naturschutz) und bauordnungsrechtliche Zulässigkeit gesondert zu prüfen 
238 sein.
239
240
241 Anlagen
242
243 Anlage 1: Liste Klimacheck
244
245 Anlage 2: Auszug aus dem Bebauungsplan Nr. 56
246
247 Anlage 3: Übersichtskarte zum Teilaufhebungsgebiet
248
249 Anlage 4: Entwurf der Aufhebungssatzung
250
251 Anlage 5: Abwägungstabelle
252
253 Anlage 6: Abwägungsrelevante Stellungnahmen
254
255 Anlage 7: Entwurf der Begründung (inkl. Umweltbericht)
256
257 Die Anlagen 6 und 7 werden aus Kostengründen und damit als Beitrag zur Haushaltskonsolidierung 
258 nicht in Papierform beigefügt. Sie liegen aber während der Sitzung zur Einsichtnahme aus und 
259 können darüber hinaus vorab über das Ratsinformationssystem ALLRIS heruntergeladen werden.
260
261
262
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Bereich der teilw. Aufhebung des Bebauungsplans Nr. 56

- Königshardt -

Angefertigt: Oberhausen, 09.11.2022

Bereich 5-1 / StadtplanungGrenze des räumlichen Geltungsbereiches

M 1: 1.000



 

 

Der Rat der Stadt hat gemäß § 10 Abs. 1 in Verbindung mit § 1 Abs. 8 Baugesetzbuch (BauGB) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I, S. 3634), zuletzt geändert 
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 20.12.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 394), in Verbindung mit § 7 
der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV.NRW.1994, S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 1 
des Gesetzes vom 13.04.2022 (GV.NRW.2022, S. 490), in seiner Sitzung am 
folgende Satzung beschlossen:  
 
 
Satzung zur teilweisen Aufhebung des Bebauungsplans Nr. 56 - Königshardt - vom  

 
§ 1 Gegenstand der Satzung 

 
Der vom Rat der Stadt am 28.10.1968 als Satzung beschlossene und am 15.07.1969 in Kraft 
getretene Bebauungsplan Nr. 56 - Königshardt - wird teilweise aufgehoben. 
 

§ 2 Räumlicher Geltungsbereich 

 
Das Teilaufhebungsgebiet des Bebauungsplans Nr. 56 - Königshardt - westlich der 
Falkestraße liegt in der Gemarkung Sterkrade, Flur 3, und umfasst einen Teil im Osten des 
Flurstücks Nr. 838. Es wird wie folgt umgrenzt: 
 
Nordöstliche Grenze des Flurstücks Nr. 838 entlang der Falkestraße; nördliche Grenze des 
Flurstücks Nr. 592; am nordwestlichsten Grenzpunkt des Flurstücks Nr. 592 nach Norden 
abknickend zu einem Grenzpunkt der nordöstlichen Grenze des Flurstücks Nr. 838, der in 
Verlängerung der südlichen Grenze des Flurstücks Nr. 875 liegt. 
 
Die genaue Abgrenzung des Teilaufhebungsgebiets ergibt sich auch aus der als Anlage 
beigefügten Übersichtskarte. 
 

§ 3 Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt mit dem Tage der Bekanntmachung ihres Beschlusses in Kraft. 
 
 
Die Satzung wird hiermit ausgefertigt. 
 
 
 Oberhausen, 
 Der Oberbürgermeister 
 
 
 
 
 S c h r a n z 



Prüfung und Abwägung der Stellungnahmen 
aus der frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB 

(Teilweise Aufhebung des Bebauungsplan Nr. 56 - Königshardt - im Bereich der Falkestraße) 
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Zu III.A.1 

Bezirksregierung Düsseldorf 

Dezernat 53 - Immissionsschutz 
Cecilienallee 2, 40474 Düsseldorf 

Stellungnahmen vom 08.11.2023 

 

Im Rahmen des Teilaufhebungsverfahrens haben Sie mich beteiligt und um 

Stellungnahme gebeten. 

 

Hinsichtlich der verschiedenen Belange ergehen folgende Stellungnahmen: 

Der einführende Text wird zur Kenntnis genommen. 

Zum derzeitigen Planungsstand sind die Belange des Dezernates 33  

- ländliche Entwicklung und Bodenordnung - nicht betroffen. Wir bitten um 

erneute Beteiligung nach der Planung der flächensparenden und agrarstruk-

turverträglichen Ausgleichsmaßnahmen. 

Der Hinweis des Dezernates 33 wird zur Kenntnis genommen. Aus-

gleichsmaßnahmen sind im Zuge des Teilaufhebungsverfahrens zum 

Bebauungsplan Nr. 56 selbst nicht erforderlich. 

Gegen die Änderung in dem genannten Bereich im Regierungsbezirk Düs-

seldorf bestehen aus Sicht des Dezernates 35.4 - Denkmalangelegenheiten 

- keine Bedenken, da sich im Planungsgebiet meines Wissens nach keine 

Bau- oder Bodendenkmäler befinden, die im Eigentum oder Nutzungsrecht 

des Landes oder Bundes stehen. 

Die Stellungnahme des Dezernates 35.4 wird zur Kenntnis genommen. 
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Da meine Zuständigkeiten des Dezernates 35 nur für Denkmäler im Eigen-

tums- oder Nutzungsrecht des Landes oder Bundes gegeben sind, empfehle 

ich, falls nicht bereits geschehen, den Landschaftsverband Rheinland (LVR) 

- Amt für Denkmalpflege im Rheinland- in Pulheim und die zuständige kom-

munale Untere Denkmalbehörde zu beteiligen. Bitte beteiligen Sie insbe-

sondere den LVR -Amt für Bodendenkmalpflege im Rheinland, da zum 

01.06.2022 das Denkmalschutzgesetz novelliert wurde und somit auch ver-

mutete Bodendenkmäler zum Schutzumfang dazu gehören. Die Informatio-

nen zu den vermuteten Bodendenkmälern liegen ausschließlich beim LVR -

Amt für Bodendenkmalpflege im Rheinland, Endenicher Str. 133, 53115 

Bonn. 

Das LVR-Amt für Denkmalpflege, das LVR-Amt für Bodendenkmalpfle-

ge und die kommunale Untere Denkmalbehörde wurden im Rahmen 

des Beteiligungsverfahrens nach § 4 Abs. 1 BauGB von der Planungs-

verwaltung angeschrieben. Das LVR-Amt für Denkmalpflege hat per 

Online-Stellungnahme vom 27.10.2023 mitgeteilt, „dass nach momen-

tanem Kenntnisstand keine baudenkmalpflegerischen Belange betrof-

fen sind“. Von den anderen beteiligten Stellen wurden bisher keine Stel-

lungnahmen vorgebracht. 

Hinsichtlich der Belange des Dezernates 53.1 - Immissionsschutz, Luftrein-

halteplanung (LRP) - ergeht folgende Stellungnahme: 

 

Es bestehen keine Bedenken gegen die Teilaufhebung des Bebauungsplans 

Nr. 56. 

Der Hinweis des Dezernates 53.1 (LRP) wird zur Kenntnis genommen. 

Folgende von mir zu vertretenden Belange sind von dem Vorhaben nicht be-

rührt: 

 

Belange des Luftverkehrs (Dez. 26) 

Belange der Abfallwirtschaft (Dez. 52) 

Belange des Gewässerschutzes (Dez. 54) 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Diese Stellungnahme erfolgt im Zuge der Beteiligung der Bezirksregierung 

Düsseldorf als Träger öffentlicher Belange. Insofern wurden lediglich dieje-

nigen Fachdezernate beteiligt, denen diese Funktion im vorliegenden Ver-

fahren obliegt. Andere Dezernate/Sachgebiete haben die von Ihnen vorge-

Der allgemeine Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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legten Unterlagen daher nicht geprüft. Dies kann dazu führen, dass von mir 

z.B. in späteren Genehmigungs- oder Antragsverfahren auch (Rechts-) Ver-

stöße geltend gemacht werden können, die in diesem Schreiben keine Er-

wähnung finden. 

 

Bitte beachten Sie die Anforderungen an die Form der TöB-Beteiligung: 

 

http://www.brd.nrw.de/wirueberuns/DieBezirksregierung/04_TOEB.html und 
 

https://www.brd.nrw.de/system/files/media/document/2023-

05/20230519_toeb_zustaendigkeiten.pdf 

 

 

 

 

 

Die Anforderungen an die Form der TöB-Beteiligung sind bekannt. Sie 

wurden in der Vergangenheit und werden auch in der Zukunft berück-

sichtigt. 

 

Zu III.A.2 

Die Autobahn GmbH des Bundes 

Niederlassung Rheinland 
Hansastraße 2, 47799 Krefeld 

Stellungnahme vom 20.10.2023 

 

Die Niederlassung Rheinland der Autobahn GmbH des Bundes ist für den 

Betrieb und die Unterhaltung der südlich des Plangebietes verlaufenden Au-

tobahn 2, Abschnitt 1 zuständig. 

 

Seitens der Autobahn GmbH, Niederlassung Rheinland bestehen gegen die 

teilweise Aufhebung des Bebauungsplans Nr. 56 grundsätzlich keine Be-

denken. 

Die einleitenden Ausführungen und die Grundsatzhaltung werden zu 

Kenntnis genommen. 

http://www.brd.nrw.de/wirueberuns/DieBezirksregierung/04_TOEB.html
https://www.brd.nrw.de/system/files/media/document/2023-05/20230519_toeb_zustaendigkeiten.pdf
https://www.brd.nrw.de/system/files/media/document/2023-05/20230519_toeb_zustaendigkeiten.pdf
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Es wird jedoch darauf hingewiesen, dass bei zukünftigen Vorhaben im Gel-

tungsbereich gegenüber der Straßenbauverwaltung weder jetzt noch zukünf-

tig Ansprüche auf aktiven und/oder passiven Lärmschutz aus diesen Pla-

nungen zu Lasten der Straßenbauverwaltung geltend gemacht werden kön-

nen. 

Das Teilaufhebungsgebiet befindet sich in einer Entfernung von min-

destens 350 m zum Fahrbahnrand der Autobahn A 2. Durch die Teil-

aufhebung des Bebauungsplans Nr. 56 selbst werden keine Lärm-

schutzansprüche begründet. 

 

Bei zukünftigen Vorhaben nach § 35 Abs. 2 BauGB ist die Lärmsituati-

on zu prüfen und ggf. ein entsprechender Lärmschutz auf dem Vorhab-

engrundstück nachzuweisen. Ein Anspruch auf aktiven und/oder passi-

ven Lärmschutz zu Lasten der Straßenbauverwaltung wird nicht geltend 

gemacht. 

Im Allgemeinen sind bei zukünftigen Planungen der Straßenbauverwaltung 

erforderlich werdende externe Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen mitzutei-

len, um Planungskollisionen auszuschließen. 

Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen sind im Zuge des Teilaufhebungs-

verfahrens zum Bebauungsplan Nr. 56 selbst nicht erforderlich. Bei zu-

künftigen Vorhaben nach § 35 Abs. 2 BauGB ist die Notwendigkeit von 

Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen zu prüfen und, falls erforderlich, 

sind diese primär auf dem eigenen Grundstück nachzuweisen. 

 

Zu III.A.3 

Geologischer Dienst NRW - Landesbetrieb 
De-Greiff-Straße 195, 47803 Krefeld 

Stellungnahme vom 18.10.2023 

 

Zum Teilaufhebungsverfahren gebe ich im Rahmen der frühzeitigen Beteili-

gung folgende Informationen und Hinweise: 

 

Schutzgut Boden 

Informationen zum Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung (Um-

 

 

 

 

Die Umweltprüfung / der Umweltbericht lag zur frühzeitigen Beteiligung 
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weltbericht) für das Schutzgut Boden, zur Verwendung von Mutterboden 

sowie zur Nutzung der Karte der schutzwürdigen Böden: 

 

Beschreibung und Bewertung des Schutzgutes Boden 

Nach der Karte der schutzwürdigen Böden (3. Auflage) sind im Rahmen der 

Beschreibung und Bewertung des Schutzgutes die betroffenen Böden, de-

ren Bodenschutzstufen und Bodenfunktionen zu benennen. Zudem sind die 

Folgen des Eingriffs auf das Schutzgut Boden zu bewerten. Hinweise zu den 

Böden im Plangebiet können über die Karte der schutzwürdigen Böden über 

https://www.geoportal.nrw abgerufen werden:  

 

Kompensationsmaßnahmen für den Verlust an schutzwürdigen Böden sind 

folgender Veröffentlichung zu entnehmen (Kap. 3.7, S. 24): 

 

 Bodenschutz in der Umweltprüfung nach BauGB - Leitfaden für die 

Praxis der Bodenschutzbehörden in der Bauleitplanung. 

noch nicht vor. Die Umweltprüfung wurde mittlerweile jedoch durchge-

führt. Im Umweltbericht, als gesondertes Kapitel der Begründung, sind 

die Bodentypen und Bodenverhältnisse sowie Bodenbelastungen für 

das Teilaufhebungsgebiet detailliert beschrieben und bewertet worden 

(s. Kapitel E 2.3). Außerdem wurden die Folgen des Eingriffs auf das 

Schutzgut Boden bewertet. Der Geologische Dienst NRW - Landesbe-

trieb – hat im Rahmen der noch anstehenden zweiten Beteiligung der 

Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange die Gelegenheit zu 

den entsprechenden Ausführungen im Umweltbericht Stellung zu be-

ziehen. 

Verwendung von Mutterboden 

Nach § 202 BauGB in Verbindung mit DIN 18915 ist bei Errichtung oder Än-

derung von baulichen Anlagen der Oberboden (Mutterboden) in nutzbarem 

Zustand zu erhalten und vor Vernichtung zu schützen. Er ist vordringlich im 

Plangebiet zu sichern, zur Wiederverwendung zu lagern und später wieder 

einzubauen. 

 

Der Hinweis auf die gesetzlichen Vorgaben zum Umgang mit dem Mut-

terboden wird zur Kenntnis genommen und wird bei möglichen Bau-

maßnahmen in der Zukunft beachtet. 

 

https://www.geoportal.nrw/


Prüfung und Abwägung der Stellungnahmen 
aus der frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB 

(Teilweise Aufhebung des Bebauungsplan Nr. 56 - Königshardt - im Bereich der Falkestraße) 
 

Seite 6 von 8  

Stellungnahmen Prüfung und Abwägung 

Zu III.A.4 

MAN GHH Immobilien GmbH 
Sterkrader Venn 2, 46145 Oberhausen 

Stellungnahme vom 02.11.2023 

 

Wir nehmen Bezug auf Ihr Schreiben vom 04.10.2023. 

 

Namens der MAN SE teilen wir Ihnen mit, dass das Gebiet im Bereich des 

Eisensteindistriktfeldes „Gute Hoffnung“ liegt. Das Bergrecht an dem Eisen-

steindistriktfeld ist 1990 erloschen. Wir waren bis zum Erlöschen des Berg-

rechtes dessen Rechtsinhaber. 

 

Nach Sichtung der hier vorhandenen Unterlagen hat sich herausgestellt, 

dass im Bereich des Gebietes Eisenstein nur an der Erdoberfläche gegra-

ben wurde; ein untertägiger Bergbau erfolgte nicht. 

 

Einwirkungen aus der Eisensteinförderung auf das Gebiet sind somit auszu-

schließen. 

Die Hinweise der MAN GHH Immobilien GmbH zum Eisensteindistrikt-

feld werden zur Kenntnis genommen. Auswirkungen auf die Teilaufhe-

bung des Bebauungsplans Nr. 56 ergeben sich daraus nicht. 

 

Zu III.A.5 

Rheinisch-Westfälische Wasserwerksgesellschaft mbH 
Am Schloß Broich 1-3, 45479 Mülheim an der Ruhr 

Stellungnahme vom 06.11.2023 

 

Gerne teilen wir Ihnen mit, dass wir gegen die genannte Aufhebung keine 

grundsätzlichen Bedenken haben. Wir haben für Sie zwei Planausschnitte 

mit den eingetragenen Linienführungen unserer vorhandenen Versorgungs-

leitungen vorbereitet. Die Lage und Tiefe der in den Planunterlagen einge-

tragenen Wasserrohrleitungen und Kabel kann von der tatsächlichen Lage 

Eine Überbauung der bestehenden Versorgungsleitungen der RWW ist 

mit der Teilaufhebung des Bebauungsplans Nr. 56 nicht vorgesehen. 

Die Versorgungsleitungen und -anlagen der RWW verlaufen zurzeit 

ausnahmslos innerhalb der angrenzenden öffentlichen Verkehrsfläche 
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und Tiefe abweichen. Hausanschlussleitungen sind in unserem Versor-

gungsgebiet Eigentum der jeweiligen Grundstückseigentümer. Unser Ser-

vice-Point Oberhausen, Telefon 0208/690190, kann Ihnen gerne nach Ter-

minvereinbarung die Lage der Leitungen in der Örtlichkeit anzeigen. RWW 

haftet nicht für unrichtige Planunterlagen. 

 

Wichtig ist bei Baumaßnahmen die Schutzanweisung für erdverlegte Anla-

gen der RWW, die bei Arbeiten im Bereich unserer Anlagen unbedingt zu 

beachten ist. Diese Anweisung liegt Ihnen vor. Bei Bedarf können wir Ihnen 

gerne weitere Exemplare zur Verfügung stellen. 

 

Für Rückfragen steht Ihnen unser Mitarbeiter der Abteilung Netzplanung 

gerne zur Verfügung 

Falkestraße. Insofern wird der Hinweis zur Kenntnis genommen. 

 

Zu III.A.6 

Stadtwerke Oberhausen AG (StOAG) 

- Verkehrsmanagement - 
Postfach 10 15 40, 46015 Oberhausen 

Stellungnahme vom 04.10.2023 

 

In dem Teilaufhebungsbereich verkehren mehrere Buslinien und es gibt 

mehrere Haltestellen. 

 

Wichtiger Hinweis: 

 Die STOAG plant aktuell die Errichtung einer Ladestation an der (H) Fal-

kestraße zur Elektrifizierung der Linie 976. 

 Zudem gibt es Einzelfahrten zur Lebenshilfe mit einer aktuell noch provi-

sorischen Haltestelle, die dort noch zu errichtende barrierefreie Haltestel-

Die Haltestelle Falkestraße mit der Linie 976 befindet sich an der Kreu-

zung zur Königshardter Straße und damit über 500 m Luftlinie vom 

Teilaufhebungsgebiet entfernt. Die nächstgelegene Lebenshilfe Ober-

hausen an der Königshardter Str. 226 liegt ca. 1200 m Luftlinie vom 

Teilaufhebungsgebiet entfernt. Eine Betroffenheit der StOAG ist somit 

nicht erkennbar. 
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le (unserer Information nach bereits seitens der Stadt in Planung) befin-

det sich anscheinend knapp außerhalb des Planungsgebietes. 

Was ist grundsätzlich geplant? Ich denke, die Bebauung soll hier verdichtet 

und Baulücken geschlossen werden? Wenn ja, in welchen Bereichen? Auch 

Im Bereich der oberen Königshardter Straße? 

Der derzeitige Standort der freiwilligen Feuerwehr Königshardt an der 

Falkestraße / Ecke Adlerstraße ist nicht mehr zeitgemäß und weißt er-

hebliche bauliche Anpassungs- und Modernisierungsbedarfe auf, die 

nach Prüfungen des Baumanagements der SBO – Servicebetriebe 

Oberhausen am derzeitigen Standort nicht baulich umgesetzt werden 

können. Nach umfänglicher Prüfung von insgesamt neun Standortalter-

nativen im Oberhausener Norden durch die SBO, die Fachverwaltung 

und die freiwillige Feuerwehr soll ein Ersatzneubau des Feuerwehr-

standortes nunmehr ca. 150 m weiter südlich auf einem Grundstück 

westlich der Falkestraße (unmittelbar nordöstlich an den bestehenden 

Nordfriedhof grenzend) erfolgen. Diese Fläche liegt im südlichen Teil 

des in Rede stehenden Teilaufhebungsgebietes und ist bisher im Be-

bauungsplan Nr. 56 als öffentliche Grünfläche mit der Zweckbestim-

mung Friedhof festgesetzt. Ein Bedarf für eine Friedhofserweiterung 

besteht nicht mehr, so dass sich dieser Bereich nach Inkrafttreten der 

Teilaufhebung als neuer Standort der freiwilligen Feuerwehr Königs-

hardt eignet. Die „obere Königshardter Straße“ ist demnach nicht betrof-

fen. 

 

 

















darin enthaltenen Informationen verboten sind und gegebenenfalls Schadensersatzpflichten

ausloesen können. Sollten Sie diese Nachricht aufgrund eines Uebermittlungsfehlers erhalten haben,

bitten wir Sie, den Absender unverzueglich hiervon in Kenntnis zu setzen.

Sicherheitswarnung: Bitte beachten Sie, dass das Internet kein sicheres Kommunikationsmedium ist.

Obwohl wir im Rahmen unseres Qualitaetsmanagements und der gebotenen Sorgfalt Schritte

eingeleitet haben, um einen Computervirenbefall weitestgehend zu verhindern, koennen wir wegen

der Natur des Internet das Risiko eines Computervirenbefalls dieser E-Mail nicht ausschliessen.

Anhänge: -

Nachträge: -

manuelle Einträge: -
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A Allgemeines 

1. Lage des Teilaufhebungsgebiets im Stadtbereich 

Das Teilaufhebungsgebiet des Bebauungsplans Nr. 56 -Königshardt-, westlich der 
Falkestraße, liegt in der Gemarkung Sterkrade, Flur 3, und umfasst einen Teil im Osten des 
Flurstücks Nr. 838. Es wird wie folgt umgrenzt: 
 
Nordöstliche Grenze des Flurstücks Nr. 838 entlang der Falkestraße; nördliche Grenze des 
Flurstücks Nr. 592; am nordwestlichsten Grenzpunkt des Flurstücks Nr. 592 nach Norden 
abknickend zu einem Grenzpunkt der nordöstlichen Grenze des Flurstücks Nr. 838, der in 
Verlängerung der südlichen Grenze des Flurstücks Nr. 875 liegt. 
 
Das Teilaufhebungsgebiet umfasst eine Gesamtfläche von ca. 7.500 m2. 
 
Die genaue Abgrenzung des Teilaufhebungsgebiets ergibt sich auch aus der nach-
folgenden Übersichtskarte (s. Abb. 1): 

 
Abbildung 1: Übersichtskarte Geltungsbereich © Stadt Oberhausen 
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2. Aufhebungsverfahren / Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung 

Am 20.03.2023 hat der Rat der Stadt Oberhausen den einleitenden Beschluss zur 
Teilaufhebung des Bebauungsplans Nr. 56 -Königshardt- westlich der Falkestraße gefasst. 
 
Die Veröffentlichung des Beschlusses erfolgte im Amtsblatt vom 02.05.2023. 
 
Im Rahmen der Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) 
und nach den “Verfahrensgrundsätzen für die vorgezogene Beteiligung der Bürger an der 
Bauleitplanung” der Stadt Oberhausen hat der teilaufzuhebende Bebauungsplan Nr. 56  
-Königshardt- mit den Vorentwürfen der Aufhebungssatung und der Aufhebungsbe-
gründung 
 

 in der Zeit vom 05.10.2023 – 25.10.2023 einschließlich öffentlich ausgelegen 
(Darlegung und Anhörung der Planung). 

 
Innerhalb dieser Zeit bestand Gelegenheit, sich über die allgemeinen Ziele und Zwecke der 
Teilaufhebung und deren voraussichtliche Auswirkungen unterrichten zu lassen. Gleich-
zeitig wurde den Bürgerinnen und Bürgern Gelegenheit zur Äußerung und Erörterung 
gegeben. 
 
Eine öffentliche Anhörung (Bürgerversammlung) hat nach Ziffer 3.2 der vom Rat der Stadt 
beschlossenen „Verfahrensgrundsätzen für die vorgezogene Beteiligung der Bürger an der 
Bauleitplanung“ der Stadt Oberhausen nicht stattgefunden. Der Rat hat diese Vorgehens-
weise durch Beschluss vom 20.03.2023 festgelegt. 
 
Gemäß § 4 Abs. 1 BauGB wurden die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
mit Schreiben vom 04.10.2023 erstmalig zur Teilaufhebung des Bebauungsplans Nr. 56 
beteiligt. 
 
Der weitere Verfahrensablauf stellt sich wie folgt dar: 
 

 Beschluss des Stadtplanungs- und Mobilitätsausschusses gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 
betreffend die Veröffentlichung des teilweise aufzuhebenden Bebauungsplans, des 
Entwurfs der Aufhebungssatzung sowie der wesentlichen, bereits vorliegenden umwelt-
bezogenen Stellungnahmen und Informationen; 

 

 2. Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4  
Abs. 2 BauGB; 

 

 Bekanntmachung der Veröffentlichung des teilweise aufzuhebenden Bebauungsplans, 
des Entwurfs der Aufhebungssatzung sowie der wesentlichen, bereits vorliegenden 
umweltbezogenen Stellungnahmen und Informationen im Amtsblatt der Stadt 
Oberhausen; 

 

 Veröffentlichung des teilweise aufzuhebenden Bebauungsplans, des Entwurfs der 
Aufhebungssatzung sowie der wesentlichen, bereits vorliegenden umweltbezogenen 
Stellungnahmen und Informationen gemäß § 3 Abs. 2 BauGB für die Dauer eines 
Monats, mindestens jedoch für 30 Tage, oder bei Vorliegen eines wichtigen Grundes für 
die Dauer einer angemessenen längeren Frist; 

 

 Abwägungsentscheidung über die abwägungsrelevanten Stellungnahmen gemäß § 1  
Abs. 7 BauGB sowie Satzungsbeschluss gemäß § 10 Abs. 1 BauGB durch den Rat der 
Stadt; 
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 Inkrafttreten der Aufhebungssatzung zur teilweisen Aufhebung des Bebauungsplans  
Nr. 56 durch Veröffentlichung des Satzungsbeschlusses im Amtsblatt der Stadt 
Oberhausen gemäß § 10 Abs. 3 Satz 4 BauGB. 

 

B Beschreibung des Teilaufhebungsgebiets und angrenzender 
Bereiche 

1. Städtebauliche Situation und derzeitige Nutzungen 

Das Teilaufhebungsgebiet bildet die nordöstliche Grenze der aktuell in Nutzung befind-
lichen Flächen des Nordfriedhofes und weist einen hohen Baumbestand auf, welcher über 
die Jahre eine beachtliche Höhe erreicht hat. Das Gebiet ist als Übergang in den Außen-
bereich nahezu vollständig verbuscht und wurde bis auf den gepflegten südlichen Rand-
steifen der natürlichen Sukzession überlassen (vgl. nachfolgende Abbildungen). Dem-
entsprechend ist das Aufhebungsgebiet frei von jeglicher Bebauung sowie Erschließungs-
wegen. Umgeben von weiteren Waldflächen im Westen und Norden bildet ein Zaun ohne 
jegliche Querungsmöglichkeit eine Barriere parralel zur Falkestraße. Auf der gegenüber-
liegenden Straßenseite beginnt der eigentliche Stadtteil Königshardt mit überwiegend 
Reihenhausbebauung und Mehrfamilienhäusern. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
       
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

2. Verkehrserschließung 

Über die Matzenbergstraße und Fernewaldstraße ist die Anschlussstelle Oberhausen-
Königshardt der A 2 in ca. 1,6 km Entfernung zu erreichen. Im Weiteren ist über das 
nahegelegene Autobahnkreuz ein Anschluss an die A3 bzw. A 516 gegeben. Die Falke-
straße führt im Norden auf den Höhenweg (L 21) und im Süden auf die Königshardter 
Straße (Kreisstraße K 2). 
 
Zudem besteht eine gute Erreichbarkeit des Teilaufhebungsgebietes mit dem öffentlichen 
Personennahverkehr. So liegt die Bushaltestelle „Pfälzer Hof“ auf der Königshardter Straße 

Abbildung 4: Luftbild aus 2022                                     
© RVR, 2022, dl-de/by-2-0 

Abbildung 3: Teilaufhebungsgebiet, Blickrichtung 
Nord (eigene Abbildung) 

Abbildung 2: Teilaufhebungsgebiet, Blickrichtung 
Nordwest (eigene Abbildung) 
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mit den Buslinien 952 und 962 in östlicher Richtung nur ca. 200 m fußläufig entfernt. An der 
in einer fußläufigen Entfernung von ca. 750 m nördlich gelegenen Haltestelle „Falkestraße“ 
verkehren außerdem die Buslininen 976, SB 92 und SB 98. 
 

C Planerische Grundlagen 

1. Ziele der Raumordnung / vorbereitende Bauleitplanung 

Ziele der Raumordnung sind gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 2 Raumordnungsgesetz (ROG) 
verbindliche Vorgaben in Form von räumlich und sachlich bestimmten oder bestimmbaren, 
vom Träger der Landes- oder Regionalplanung abschließend abgewogenen textlichen oder 
zeichnerischen Festlegungen in Raumordnungsplänen zur Entwicklung, Ordnung und 
Sicherung des Raums. Sie sind von den in § 4 Abs. 1 ROG aufgeführten Adressaten zu 
beachten. D. h., es handelt sich um Festlegungen, die eine strikte Bindung auslösen und 
nicht durch Abwägung überwindbar sind. Die Bauleitpläne sind gemäß § 1 Abs. 4 Bau-
gesetzbuch (BauGB) an die Ziele der Raumordnung anzupassen. 
 
Grundsätze der Raumordnung sind § 3 Abs. 1 Nr. 3 ROG Aussagen zur Entwicklung, 
Ordnung und Sicherung des Raums als Vorgaben für nachfolgende Abwägungs- und 
Ermessensentscheidungen. Sie sind gemäß § 4 Abs. 1 Satz 1 ROG zu berücksichtigen.  
D. h., sie sind mit dem ihnen zukommenden Gewicht in die Abwägung einzustellen und 
können bei der Abwägung mit anderen relevanten Belangen überwunden werden. 
 
Sonstige Erfordernisse der Raumordnung sind gemäß § 3 Abs.1 Nr. 4 ROG unter anderem 
in Aufstellung befindliche Ziele der Raumordnung; diese sind bei raumbedeutsamen 
Planungen in der Abwägungsentscheidung zu berücksichtigen (§ 4 Abs. 1 Satz 1 ROG). 
 
1.1 Landesentwicklungsplan (LEP NRW) 
 
Mit Bekanntmachung im Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen 
(GV. NRW) am 25.01.2017 ist der neue Landesentwicklungsplan Nordrhein-Westfalen 
(LEP NRW) am 08.02.2017 in Kraft getreten. 
 
Im zeichnerischen Teil des LEP NRW ist das Plangebiet nachrichtlich im Randbereich einer 
„Grünzug“-Darstellung gelegen. 
 
Textliche, auf das Plangebiet anwendbare Ziele und Grundsätze enthält der LEP NRW in 
Kapitel 7.1 Freiraumsicherung und Bodenschutz. Nach dem Grundsatz 7.1-1 soll der 
Freiraum erhalten werden; seine Nutz-, Schutz-, erholungs- und Ausgleichfunktionen sollen 
gesichert und entwickelt werden. Der Erhalt der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des 
Freiraums ist bei allen raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen zu berücksichtigen. 
Dies gilt insbesondere für die Leistungen und Funktionen des Freiraums als u.a. Lebens-
raum für wildlebende Tiere und Pflanzen sowie als Entwicklungsraum biologischer Vielfalt, 
klimatischer und lufthygienischer Ausgleichsraum, und weitere. 
 
Nach dem Ziel 7.1-5 sind zudem speziell Regionale Grünzüge im Hinblick auf ihre freiraum- 
und siedlungsbezogenen Funktionen vor einer siedlungsräumlichen Inanspruchnahme zu 
schützen. 
 
Sie dürfen für siedlungsräumliche Entwicklungen ausnahmsweise in Anspruch genommen 
werden, wenn für die siedlungsräumliche Entwicklung keine Alternativen außerhalb des 
betroffenen Grünzuges bestehen und die Funktionsfähigkeit des Grünzuges erhalten bleibt. 
 
Die Landesregierung Nordrhein-Westfalen hat am 02.06.2023 beschlossen, den Landes-
entwicklungsplan Nordrhein-Westfalen erneut zu ändern. Vom 14.06. - 21.07.2023 bestand 
im Rahmen des Beteiligungsverfahrens die Möglichkeit eine Stellungnahme zum Entwurf 
der LEP-Änderung abzugeben. 



Begründung zur Teilaufhebung des Bebauungsplans Nr. 56 -Königshardt- westlich der Falkestraße Seite 7 

 
Das Ziel der Änderung des Landesentwicklungsplans Nordrhein-Westfalen ist die schnelle 
Umsetzung des Wind-an-Land-Gesetzes, welches die Sicherung weiterer Flächen für die 
Windenergie in Nordrhein-Westfalen erfordert. Zusätzlich verfolgt die Landesregierung 
hiermit das Ziel, die Flächenkulisse für Freiflächen-Solarenergie in Nordrhein-Westfalen 
maßvoll zu erweitern. 
 
Durch die erneute Änderung des LEP NRW werden die mit der teilweisen Aufhebung des 
Bebauungsplans Nr. 56 verfolgten Ziele nicht berührt. 
 
Die mit der teilweisen Aufhebung des Bebauungsplans Nr. 56 verfolgten Hauptplanungs-
ziele (vgl. Kapitel D) entsprechen somit dem LEP NRW in seiner aktuellen Fassung. 
 
1.2 Regionalplan Ruhr (RVR) 
 

 
Abbildung 5: Auszug aus dem Entwurf des 
Regionalplans Ruhr (Stand: Januar 2023) © RVR 

Die Verbandsversammlung des Regional-
verbandes Ruhr (RVR) hat am 06.07.2018 
den Erarbeitungsbeschluss zur Aufstellung 
des Regionalplans Ruhr einstimmig gefasst. 
Er wird den RFNP in seinem regional-
planerischen Teil künftig ersetzen. Der 
überarbeitete Entwurf des Regionalplans 
Ruhr lag in der Zeit vom 24.01.2022 bis zum 
29.04.2022 gemäß § 9 Abs. 3 Raumord-
nungsgesetz (ROG) i. V. m. § 13 Landes-
planungsgesetz (LPlG) erneut öffentlich aus. 
Gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 4 i. V. m. § 4 Abs. 1 
ROG sind die in Aufstellung befindlichen 
Ziele des Regionalplans Ruhr als sonstige 
Erfordernisse abwägungsbeachtlich. 
 

Vom 06.02.2023 bis einschließlich zum 31.03.2023 haben das geänderte Planwerk, die 
angepasste Begründung und der erweiterte Umweltbericht erneut ausgelegen. Das Stadt-
gebiet von Oberhausen ist von diesen Änderungen jedoch nicht betroffen. Der Regionalplan 
Ruhr wurde am 10.11.2023 durch das Ruhrparlament beschlossen. Nach dem Beschluss 
durch die Verbandsversammlung reicht der RVR das Planwerk beim NRW-Wirtschafts-
ministerium als übergeordnete Landesplanungsbehörde zur Rechtsprüfung ein. Die 
Landesplanungsbehörde hat für die Prüfung drei Monate Zeit. Nach erfolgreicher Rechts-
prüfung veröffentlicht die Behörde das Planwerk, das mit dem Tag der Veröffentlichung im 
Gesetz- und Verordnungsblatt in Kraft tritt. 
 
Im zeichnerischen Teil des überarbeiteten Entwurfs des Regionalplans Ruhr von Januar 
2023 ist der räumliche Geltungsbereich des Teilaufhebungsgebietes dem Allgemeinen 
Siedlungsbereich (ASB) zugewiesen (s. Abb. 5). Im textlichen Teil (Stand: Dezember 2022) 
ist gemäß dem geplanten Ziel 1.2-1 festgelegt, dass die allgemeinen Siedlungsbereiche 
(ASB) für Flächen für Wohnen, wohnverträgliches Gewerbe, Wohnfolgeeinrichtungen und 
öffentliche und private Dienstleistungen sowie für siedlungszugehörige Grün-, Sport-, 
Freizeit und Erholungsflächen vorzuhalten sind. In den ASB sind Nutzungen auszu-
schließen, die mit den in Satz 1 genannten Nutzungen nicht vereinbar sind. 
 
Die ASB können auch innerörtliche Grün- und Freiflächen sowie Waldflächen enthalten, die 
als Biotopverbundsystem von Bedeutung sind. Die besondere Funktion dieser Flächen ist 
im Rahmen der Flächennutzungs- und Fachplanung zu berücksichtigen (vgl. u.a. Grund-
sätze 2.2-4 und 2.3-3). In diesem Sinne sollen große Siedlungsbereiche siedlungsstrukturell 
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und durch ein gestuftes städtisches Freiflächensystem gegliedert und aufgelockert werden. 
Dies soll auch Erfordernisse zur Anpassung an den Klimawandel erfüllen. 
 
1.3 Regionaler Flächennutzungsplan (RFNP) 
 

 
Abbildung 6: Auszug aus dem RFNP 
© Stadt Oberhausen 

Die Stadt Oberhausen hat sich mit den Städten 
Bochum, Essen, Gelsenkirchen, Herne und 
Mülheim an der Ruhr zu einer Planungsge-
meinschaft „Städteregion Ruhr“ zusammenge-
schlossen. Die Planungsgemeinschaft hat 
einen Regionalen Flächennutzungsplan 
(RFNP) gemäß § 25 Landesplanungsgesetz 
(LPlG) in der Fassung vom 03.05.2005 
erarbeitet, der als integraler Bestandteil des 
Regionalplans aufgestellt wurde und zugleich 
die Funktion eines Regionalplans und eines 
gemeinsamen Flächennutzungsplans gemäß 
§ 204 BauGB übernimmt. Der RFNP ist mit der 
ortsüblichen Bekanntmachung durch die Städte 
der Planungsgemeinschaft am 03.05.2010 
wirksam und mit der gesonderten öffentlichen 
Bekanntmachung durch die Landesplanungs-
behörde im Gesetz- und Verordnungsblatt 
NRW am 28.04.2010 Ziel der Raumordnung 

 

geworden. 
 
Er enthält für das Teilaufhebungsgebiet des Bebauungsplans Nr. 56 folgende Dar-
stellungen (s. Abb. 6): 
 
Bauleitplanung / Regionalplanung 
 

 Wohnbaufläche / Allgemeine Siedlungsbereiche 
 
Nach Inkrafttreten des Regionalplans Ruhr (siehe Kapitel B 1.2, Seite 7) wird die 
Regionalplanebene des RFNP abgelöst und der bauleitplanerische Teil als Gemeinsamer 
Flächennutzungsplan (GFNP) fortgeführt. 
 
Fazit 
 
Das Teilaufhebungsgebiet ist nahezu vollständig verbuscht bzw. mit Bäumen bewachsen 
und stellt sich als Grünfläche mit waldartigen Strukturen dar. Nach Inkrafttreten der 
Teilaufhebung des Bebauungsplans wäre das Aufhebungsgebiet planungsrechtlich gemäß 
§ 35 BauGB dem Außenbereich zuzuordnen. 
 
Gemäß § 1 Abs. 8 des Baugesetzbuchs (BauGB), wonach die Vorschriften des BauGB 
über die Aufstellung von Bauleitplänen auch für ihre Aufhebung gelten, ist die Teil-
aufhebung des Bebauungsplans Nr. 56 an die Ziele der Raumordnung angepasst und im 
Sinne des § 8 Abs. 2 BauGB aus dem RFNP entwickelt. 
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2. Stadtentwicklungskonzept (STEK) 

 
Abbildung 7: Auszug aus dem STEK 
© Stadt Oberhausen 

Das Stadtentwicklungskonzept Oberhausen 
2020 (STEK 2020) wurde am 27.10.2008 
vom Rat der Stadt Oberhausen als informelle 
Planung im Sinne des § 1 Abs. 6 Nr. 11 
BauGB beschlossen. Der Teilaufhebungs-
bereich des Bebauungsplans Nr. 56, ist im 
Plan „Flächennutzung“ als Wohnbauflächen-
potenzial dargestellt (s. Abb. 7). 
 
Gemäß Maßnahmenplan seien dieses als 
eine langfristige Option zu sehen, die erst 
entwickelt werden sollte, wenn die anderen 
Potenzialflächen erschöpft sind. Ziel sei es, 
durch die Schaffung von attraktivem Wohn-
bauland die Zuwanderung insbesondere 
junger Familien weiter zu erhöhen (Maß-
nahme 13.45). 
 

 

Die mit der Teilaufhebung verfolgten Ziele entsprechen zwar nicht den Darstellungen des 
STEK, stehen diesen jedoch auch nur bedingt entgegen, da die Fläche unter stadtent-
wicklerischen Gesichtspunkten somit für eine grundsätzliche bauliche Entwicklung bereits 
vorgesehen ist. 
 
3. Landschaftsplan 

Der Bereich des Teilaufhebungsgebiets liegt im Geltungsbereich des Landschaftsplans der 
Stadt Oberhausen vom 02.05.1996. Gemäß der Übersichtskarte Entwicklungsziele gilt dort 
das Ziel 7.4, welches hier eine Erweiterungsfläche des Nordfriedhofes vorsieht. 
 
Darüber hinaus sind innerhalb desTeilaufhebungsgebietes folgende Teile von Natur und 
Landschaft geschützte Landschaftsbestandteile: 
 
a) Bäume außerhalb von Waldflächen mit einem Stammumfang von mindestens 80 cm, 

gemessen in einer Höhe von 100 cm über dem Erdboden und mehrstämmige Bäume, 
bei denen die Summe der Stammumfänge 80 cm beträgt und mindestens ein Stamm 
einen Mindestumfang von 30 cm aufweist. 
 
Geschützt sind folgende Bäume 
 
Spitzahorn - Acer platanoides 
Bergahorn - Acer pseudoplatanus 
Roßkastanie - Aesculus hippocastanum 
Sandbirke - Betula pendula 
Moorbirke - Betula pubescens 
Hainbuche - Carpinus betulus 
Eßkastanie - Castanea sativa 
Rotbuche - Fagus sylvatica 
Gemeine Esche - Fraxinus excelsior 
Walnuß - Juglans regia 
Vogelkirsche - Prunus avium 
Traubenkirsche - Prunus padus 
Holzbirne - Pyrus communis 
Holzapfel - Malus silvestris 
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Traubeneiche - Quercus petraea 
Stieleiche - Quercus robur 
Silberweide - Salix alba 
Eberesche - Sorbus aucuparia 
Winterlinde - Tilia cordata 
Sommerlinde - Tilia platyphyllos 
Feldulme - Ulmus campestris 

 
b) Hecken und Gehölzstreifen, die ganz oder mindestens zu 60 % aus einheimischen 

Baum- und Straucharten bestehen. Ausgenommen sind alle intensiv gepflegten 
Hecken in Hausgärten. 

 
c) Kopfbäume aus einheimischen Arten. 
 
Die Beseitigung der gemäß § 23 Landschaftsgesetz (LG) festgesetzten geschützten 
Landschaftsbestandteile sowie alle Handlungen, die zu einer Zerstörung, Beschädigung 
oder Veränderung der geschützten Landschaftsbestandteile führen können, sind gemäß 
§ 34 Abs. 4 LG verboten. 
 
Es ist zu berücksichtigen, dass durch die hier gegenständliche Teilaufhebung ein unmittel-
barer Eingriff in Natur und Landschaft (noch) nicht bedingt wird. Vielmehr müsste im 
anvisierten nachgelagerten Baugenehmigungsverfahren nach § 35 BauGB eine Eingriffs-/ 
Ausgleichsbilanzierung nach dem Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) durchgeführt 
werden. Eine dezidierte Artenschutzprüfung nach dem Bundesnaturschutzgesetz 
(BNatSchG) liegt bereits vor (s. Anlage 1). 
 
4. Derzeitige Festsetzungen im Aufhebungsbereich 

Der Bebauungsplan Nr. 56 vom 15.07.1969 setzt im Teilaufhebungsgebiet eine öffentliche 
Grünfläche mit der Zweckbestimmung Friedhof fest. 
 
 

D Aufhebungsgründe 

Der derzeitige Standort der freiwilligen Feuerwehr Königshardt an der Falkestraße / Ecke 
Adlerstraße ist nicht mehr zeitgemäß und weißt erhebliche bauliche Anpassungs- und 
Modernisierungsbedarfe auf, die nach Prüfungen des Baumanagements der SBO – 
Servicebetriebe Oberhausen am derzeitigen Standort nicht baulich umgesetzt werden 
können. Nach umfänglicher Prüfung von insgesamt neun Standortalternativen im 
Oberhausener Norden durch die SBO, die Fachverwaltung und die freiwillige Feuerwehr 
soll ein Ersatzneubau des Feuerwehrstandortes nunmehr auf einer ebenfalls an der 
Falkestraße gelegenen Fläche erfolgen. Diese liegt ca. 150 m südlich des derzeitigen 
Standortes, im Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 56 -Königshardt-, der an dieser 
Stelle eine öffentliche Grünfläche mit der Zweckbestimmung -Friedhof- ausweist. Innerhalb 
der öffentlichen Grünfläche wären, dem Zweck entsprechend, deutlich untergeordnete 
bauliche Anlagen bis zu einem Anteil von max. 15 % der Grünfläche denkbar gewesen (vgl. 
OVG Sachsen, Beschluss vom 05.03.2002, Az. 1 D 18/00). Ein Bedarf für eine 
Friedhofserweiterung besteht nicht mehr. 
 
Eine Befreiung von den Festsetzungen des Bebauungsplans i.S.v. § 31 Abs. 2 BauGB 
zugunsten des in Rede stehenden Bauvorhabens scheitert an einer Tangierung der 
Grundzüge des Bebauungsplans Nr. 56. Aus diesem Grund soll ein förmliches Teilauf-
hebungsverfahren des Bebauungsplans Nr. 56 -Königshardt- im Bereich des Ersatz-
neubauvorhabens an der Falkestraße durchgeführt werden. 
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Nach Inkrafttreten des Teilaufhebungsverfahrens würden für den favorisierten Standort die 
Planersatzvorschriften des § 35 BauGB – Bauen im Außenbereich – rechtliche Gültigkeit 
beanspruchen. Nach ersten Prüfungen der Fachverwaltung wäre das Ersatzneubau-
vorhaben, das wesentlich der Daseinsvorsorge bzw. öffentlichen Belangen dient, dann 
unter der Voraussetzung noch zu bestimmender naturschutzrechtlicher Ausgleichs- und 
Kompensationsmaßnahmen im Kontext des § 35 Abs. 2 BauGB als sonstiges Vorhaben im 
Außenbereich voraussichtlich planungsrechtlich zulässig. Das Teilaufhebungsverfahren 
und ein evtl. nachgelagertes Baugenehmigungsverfahren bedürfen jedoch einer strikten 
Trennung. So können mit dem Teilaufhebungsverfahren keinerlei Festsetzungen für 
zukünftige Vorhaben im Außenbereich getroffen werden. Deshalb wird unabhängig von der 
planungsrechtlichen Zulässigkeit innerhalb des nachgelagert noch durchzuführenden 
konkreten Baugenehmigungsverfahrens insbesondere die umweltrechtliche und 
bauordnungsrechtliche Zulässigkeit gesondert zu prüfen sein. Dabei gilt nach § 35 Abs. 5 
BauGB der Grundsatz, dass das geplante Bauvorhaben in einer flächensparenden, die 
Bodenversiegelung auf das notwenige Maß begrenzenden und den Außenbereich 
schonenden Weise ausgeführt werden muss. 
 
 

E Umweltbericht 

1. Einleitung 

Gemäß § 2 Abs. 4 und § 2a Baugesetzbuch (BauGB) ist der Begründung zum Bauleit-
planentwurf ein Umweltbericht als gesonderter Teil beizufügen. Im Umweltbericht sind die 
Belange des Umweltschutzes nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 und § 1 a BauGB im Rahmen einer 
Umweltprüfung gemäß der Anlage zum BauGB zu ermitteln, zu beschreiben und zu 
bewerten. Auch für die Aufhebung oder Teilaufhebung eines Bebauungsplanes ist eine 
Umweltprüfung erforderlich. Es gelten nach Baugesetzbuch die gleichen Verfahrensan-
forderungen wie bei einer Neuaufstellung (§ 1 Abs. 8 BauGB). Eine Beschränkung auf die 
voraussichtlich erheblichen Umweltauswirkungen erscheint unter dem Aspekt der Ver-
hältnismäßigkeit angebracht. 
 
1.1 Lage des Teilaufhebungsgebietes 

Das Teilaufhebungsgebiet liegt im Stadtteil Oberhausen-Königshardt, Gemarkung 
Sterkrade, Flur 3, Flurstück Nr. 838 (in Teilen) westlich der Falkestraße und umfasst eine 
Gesamtfläche von ca. 7.500 m2. Die Fläche umfasst einen kleinen Teil des bestehenden 
städtischen Nordfriedhofes sowie der nördlich angrenzenden Fläche. Die Teilauf-
hebungsfläche wird westlich und östlich zur Falkestraße durch Baumreihen und Strauch-
gehölze abgegrenzt. Südlich befinden sich Gräberfelder des Friedhofs. Im Norden verläuft 
ein Fußweg „Oberförster-Hoffmann-Weg“. Das Teilaufhebungsgebiet grenzt an das 
Landschaftsschutzgebiet 1.2.4 „Sterkrader Wald / Dunkelschlag“ (4406-0011). In ca. 500 m 
Luftlinie Entfernung befindet sich das Naturschutzgebiet Sterkrader Wald (OB-002). 
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Abbildung 8: Luftbild aus 2022 mit Umgrenzung des Teilaufhebungsgebietes      © RVR, 2022, dl-de/by-2-0 

1.2 Ziele und Inhalte zur Teilaufhebung des Bebauungsplans 

Mit dem Bebauungsplan Nr. 56 „Königshardt“ aus dem Jahr 1966 sollte das 165 ha große 
Gebiet einer städtebaulich geordneten Entwicklung zugeführt werden. Die Schaffung von 
zusammenhängenden durchgrünten Wohngebieten, der Ausbau von Nahversorgungs-
einrichtungen, die Entwicklung von Gewerbeflächen sowie die Bereitstellung von Gemein-
bedarfsflächen waren die Hauptziele. Mehrere Änderungsverfahren sowie eine Teilauf-
hebung im Bereich Krähenstraße sind für den Bebauungsplan Nr. 56 „Königshardt“ in den 
letzten Jahrzehnten durchgeführt worden. Das jetzige Teilaufhebungsgebiet „Falkestraße“ 
war hiervon nicht betroffen. 
 
Der Bebauungsplan Nr. 56 – Königshardt – setzt für das Teilaufhebungsgebiet eine 
öffentliche Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Friedhof“ fest und deklariert die Fläche 
im Wege einer nachrichtlichen Übernahme als Verbandsgrünfläche Nr. 10 entsprechend 
des Verbandsgrünflächenkatasters des Regionalverbands Ruhr. Im Regionalen Flächen-
nutzungsplan (RFNP) ist die Fläche nicht mehr als Bestandteil der Verbandsgrünfläche 
geführt. Bedarf an einer Friedhofserweiterungsfläche seitens der Stadt Oberhausen besteht 
nicht. 
 
Der derzeitige Standort der freiwilligen Feuerwehr Königshardt an der Falkestraße / Ecke 
Adlerstraße ist nicht mehr zeitgemäß und weißt erhebliche bauliche Anpassungs- und 
Modernisierungsbedarfe auf, die nach Prüfungen des Baumanagements der SBO – 
Servicebetriebe Oberhausen am derzeitigen Standort nicht baulich umgesetzt werden 
können. Das Teilaufhebungsgebiet wird deshalb im südlichen Bereich für einen Neubau der 
freiwilligen Feuerwehr Königshardt priorisiert. Planungsrechtlich wäre eine Bebauung auf 
Grundlage des bestehenden Bebauungsplans Nr. 56 nicht zulässig. Daher ist es notwendig, 
den Bebauungsplan in diesem Teilbereich aufzuheben. Nach der Teilaufhebung würde die 
Fläche planungsrechtlich dem Außenbereich nach § 35 BauGB zugeordnet. Bei einer an-
schließenden Bebauung wären auf nachgelagerter Ebene die Belange des Natur- und 
Artenschutz gemäß Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) und Landesnaturschutzgesetz 
NRW (LNatSchG) zu prüfen. Beeinträchtigungen des Naturhaushaltes sind zu vermeiden 
und, wenn nicht vermeidbar, auszugleichen bzw. durch Ersatzmaßnahmen zu kompen-
sieren. 
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1.3 Realnutzung/ Aktuelle Nutzung 

Das Teilaufhebungsgebiet ist entsprechend dem rechtsgültigen Bebauungsplan Nr. 56 als 
eine öffentliche Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Friedhof“ festgesetzt. Eine 
Friedhofsnutzung hat jedoch nie stattgefunden. Eigentümerin der Fläche ist die Stadt 
Oberhausen, die im Rahmen ihrer Grünflächenbewirtschaftung diese Fläche pflegt. Die 
Fläche stellt sich als eher artenarme Wiese dar, die im Rahmen der Grünpflege ca. 2-mal 
im Jahr gemäht wird. Eingerahmt wird die Wiesenfläche zur Falkestraße durch dichte, 
überwiegend heimische Baum- und Strauchgehölze (z. B. Hasel, Buche, Hainbuche, 
Kornelkirsche, Stieleiche, Ahorn, Brombeere). Das eigentliche Friedhofsgelände grenzt 
sich durch dichte Brombeergebüsche und eine Eichenreihe von der Fläche ab. An dem 
nördlich gelegenen Fußweg „Oberförster-Hoffmann-Weg“ zieht sich ein artenreicher 
Gehölzsaum entlang. 
 

 
Abbildung 9: Teilaufhebungsgebiet, Blickrichtung Nordwest        © Stadt Oberhausen 

1.4 Umweltziele aus übergeordneten Fachgesetzen und Fachplanungen 

Im Umweltbericht sind die Ziele, die in einschlägigen Fachgesetzen und Fachplänen festge-
legt wurden und die für die Teilaufhebung des Bebauungsplans von Bedeutung sind, 
darzustellen. Die nachfolgende Tabelle stellt eine Übersicht der verwendeten Gesetze und 
Verordnungen dar. 
 

Fachgesetz Ziele des Umweltschutzes 

BauGB 
Baugesetzbuch 
 

Gewährleistung "einer nachhaltigen städtebaulichen Entwicklung"; Sicherung 
"einer menschenwürdigen Umwelt"; "natürliche Lebensgrundlagen schützen 
und entwickeln". Insbesondere erfordert der Klimaschutz Maßnahmen, die 
dem Klimawandel entgegenwirken als auch Maßnahmen, die der Klimaan-
passung Rechnung tragen. 

BNatSchG 
Bundesnatur-
schutzgesetz 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Schutz von Natur und Landschaft aufgrund ihres Selbstwertes und als 
Lebensgrundlagen des Menschen, auch in Verantwortung für künftige 
Generationen, im besiedelten und unbesiedelten Bereich, dass 
 
- die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes, 
- die Regenerationsfähigkeit und die nachhaltige Nutzungsfähigkeit der 

Naturgüter, 
- die Tier- und Pflanzenwelt einschl. ihrer Lebensstätten und Lebensräume 

sowie 
- die Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie der Erholungswert von Natur 

und Landschaft auf Dauer gesichert sind. 
- die Bewahrung großflächiger, weitgehend unzerschnittener Landschafts-

räume vor weiterer Zerschneidung 
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BNatSchG 
Bundesnaturschutz-
gesetz (§ 44 Abs.1) 

- die Sicherung der Artenvielfalt entsprechend dem jeweiligen Gefähr-
dungsgrad durch die Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie der 
wildlebenden Tiere und Pflanzen. 

 
Schutz der besonders geschützten und bestimmter anderer Tier- und 
Pflanzenarten, insbesondere der sogenannten „Planungsrelevanten Arten“, 
deren Erhaltungszustand nicht verschlechtert werden darf. 

LNatSchG NRW 
Landesnaturschutzge
setz NRW 

Schutz, Pflege und Entwicklung von Natur und Landschaft zur Sicherung der 
Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes, Aufzeigen von geeigneten Vermei-
dungs-, Verminderungs- und Ausgleichsmaßnahmen bei unvermeidbaren 
planbedingten Beeinträchtigungen. 

FFH- und 
Vogelschutzrichtlini
e 

Sicherung der Artenvielfalt durch die Erhaltung der natürlichen Lebensräume 
sowie der wildlebenden Tiere und Pflanzen bzw. wildlebender Vogelarten im 
europäischen Gebiet der Mitgliedstaaten der EU.  

BBodSchG  
Bundesboden-
schutzgesetz 
 
BBodSchV Bundes- 
Bodenschutz- und 
Altlasten-Verordnung 

Sicherung und Wiederherstellung von Bodenfunktionen, Vermeidung von 
Beeinträchtigungen der natürlichen Funktionen des Bodens sowie seiner 
Funktion als Archiv der Natur- und Kulturgeschichte. Vorsorge gegen das 
Entstehen schädlicher Bodenveränderungen. Sparsamer und schonender 
Umgang mit Grund und Boden. 

WHG 
Wasserhaushalts-
gesetz 
 
LWG 
Wassergesetz für das 
Land Nordrhein-
Westfalen 

Sicherung der Gewässer als Bestandteil des Naturhaushaltes und als 
Lebensraum für Tiere und Pflanzen und deren Bewirtschaftung zum Wohl der 
Allgemeinheit und zur Unterlassung vermeidbarer Beeinträchtigungen ihrer 
ökologischen Funktionen. 

BImSchG 
Bundesimmissions-
schutzgesetz 

Schutz vor schädlichen Umweltauswirkungen (Immissionen) sowie Vor-
beugung hinsichtlich des Entstehens von Immissionen (Gefahren, erhebliche 
Nachteile und Belästigungen durch Luftverunreinigungen, Geräusche, Er-
schütterungen, Licht, Wärme, Strahlen und ähnliche Erscheinungen). 

 
Übergeordnete Fachplanungen 
 

Im Regionalen Flächennutzungsplan (RFNP) der Städteregion Ruhr ist der Standort als 
Wohnbaufläche / Allgemeiner Siedlungsbereich (W / ASB) dargestellt. Zukünftig wird der 
RFNP auf regionalplanerischer Ebene durch den Regionalplan Ruhr ersetzt werden. Der 
Entwurf des Regionalplan Ruhr ordnet den Bereich dem Allgemeinen Siedlungsbereich 
(ASB) zu. Die ASB-Flächen sind gemäß den Zielen für Wohnen, wohnverträgliches 
Gewerbe, Wohnfolgeeinrichtungen und öffentliche und private Dienstleistungen sowie für 
siedlungszugehörige Grün-, Sport-, Freizeit- und Erholungsflächen vorzusehen. 
 
Das Stadtentwicklungskonzept der Stadt Oberhausen (STEK 2020) stellt das Gebiet als 
Potenzialfläche für eine Wohnraumentwicklung dar. Gemäß Maßnahmenplan ist diese 
Fläche als langfristige Option zu sehen, die erst entwickelt werden sollte, wenn die anderen 
Potenzialflächen erschöpft sind. 
 
Die Teilaufhebungsfläche befindet sich im Geltungsbereich des rechtskräftigen Land-
schaftsplans der Stadt Oberhausen, ohne Schutzgebietsfestsetzung und ist somit 
planungsrechtlich dem Außenbereich zugeordnet. Die Fläche ist Bestandteil der Biotop-
verbundfläche „Friedhöfe Sterkrade-Nord und Westfriedhof“ (VB-D-4506-026). Es handelt 
sich hierbei um eine rund 56 ha große Verbundfläche mit besonderer Bedeutung für den 
landesweiten Biotopverbund. Die Verbundfläche umfasst parkartig aufgebaute Friedhöfe, 
die teilweise alte Baumbestände und extensiv genutzte Wiesen aufweisen. Nördlich an das 
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Teilaufhebungsgebiet angrenzend, befindet sich das Landschaftsschutzgebiet 1.2.4 
„Sterkrader Wald / Dunkelschlag“. Es handelt sich um ein rund 154 ha großes Schutzgebiet, 
dass gemäß den Festsetzungen im Landschaftsplan dem Erhalt und der Entwicklung von 
vielfältigen Waldbiotopen mit einer vielfältigen Flora und Fauna sowie seiner Bedeutung für 
die Erholung, dem Klimaausgleich und dem Immissionsschutz dient. Das Natur-
schutzgebiet Sterkrader Wald OB-002 befindet sich westlich angrenzend an das Land-
schaftsschutzgebiet. Es besteht ein räumlicher und funktionaler Zusammenhang zwischen 
dem Teilaufhebungsgebiet und den angrenzenden Schutzgebieten. 
 
Die Ziele des Umweltschutzes haben im Rahmen der folgenden Schutzgutprüfung Eingang 
in die Bewertungskriterien und Beurteilungsgrundlagen gefunden. 
 
2. Beschreibung und Bewertung der Schutzgüter 

2.1 Landschaftsbild und Erholungsnutzung 

Derzeitiger Umweltzustand 
 

Das Orts- und Landschaftsbild der Umgebung ist geprägt durch das angrenzende 
Friedhofsgelände im Süden, dem Sterkrader Wald im Westen, landwirtschaftlich genutzter 
Flächen im Norden und durch die östlich der Falkestraße befindliche aufgelockerte 
Siedlungsstruktur, die sich aus Ein- und Mehrfamilienhausbebauung zusammensetzt. 
 
Im Teilaufhebungsgebiet gibt es weder bestehende Freizeit- und Erholungseinrichtungen 
noch öffentlich nutzbare Fuß- und Radwegeverbindungen. Es gehört räumlich gesehen 
zum städtischen Friedhofsgelände und ist somit durch die südlich vorhandene Fußwege-
verbindung angebunden. Das Teilaufhebungsgebiet befindet sich im Besitz der Stadt 
Oberhausen und ist umzäunt. Der Gesamteindruck kann als aufgelockertes, durch eine 
parkähnliche Grünstruktur geprägtes Landschaftsbild beschrieben werden. Insgesamt ist 
das Landschaftsbild aufgrund der gegebenen Strukturen hinsichtlich der Parameter Vielfalt, 
Eigenart und Schönheit (gem. § 1 BNatSchG) als eher hochwertig einzustufen. 
 
Prognose der Entwicklung bei Durchführung der Aufhebung 
 

Das vorhandene Orts- und Landschaftsbild wird durch die Teilaufhebung des Bebauungs-
plans selbst nicht berührt. Nach der teilweisen Aufhebung des Bebauungsplans Nr. 56 
würde die Fläche planungsrechtlich dem baulichen Außenbereich zugeordnet, so dass auf 
der nachgelagerter Ebene eines möglichen Baugenehmigungsverfahrens potentielle 
Eingriffe in das Landschaftsbild im Rahmen der erforderlichen Anwendung der naturschutz-
rechtlichen Eingriffsregelung auszugleichen und zu bewerten wären. 
 
2.2 Tiere und Pflanzen / Landschafts- und Biotopschutz 

Derzeitiger Umweltzustand 
 

Die Teilaufhebungsfläche stellt sich als eher artenarme Wiese dar, die zur Falkestraße hin 
durch dichte heimische Baum- und Strauchgehölze (z. B. Hasel, Buche, Hainbuche, 
Kornelkirsche, Stieleiche, Ahorn, Brombeere) eingerahmt wird. Das eigentliche Friedhofs-
gelände grenzt sich durch dichte Brombeergebüsche und eine Eichenreihe von der Fläche 
ab. An dem nördlich verlaufenden Weg „Oberförster-Hoffmann-Weg“ zieht sich ein 
artenreicher Gehölzsaum entlang. Die Fläche ist Bestandteil der Biotopverbundfläche 
„Friedhöfe Sterkrade-Nord und Westfriedhof“ (VB-D-4506-026), die sich durch teilweise alte 
Baumbestände und extensiv genutzte Wiesen auszeichnen. Angrenzend an das 
Friedhofsgelände befindet sich das Landschaftsschutzgebiet 1.2.4 „Sterkrader Wald / 
Dunkelschlag“. 
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Die vorhandenen Grünstrukturen geben somit einer Vielzahl typischer ortsnaher Tier- und 
Pflanzenarten Lebensraum. Daher stellt auch im Siedlungsbereich der Erhalt und die 
Sicherung dieser Grünstrukturen einen Baustein für den Biotop- und Artenschutz dar. 
 
Nach Durchsicht der hier im Hause vorliegenden Kartierungsgrundlagen wurde festgestellt, 
dass Vorkommen planungsrelevanter Tierarten im Teilaufhebungsgebiet und der an-
grenzenden Umgebung nicht auszuschließen sind. Weiterer Handlungsbedarf, wie die 
Erarbeitung einer artenschutzrechtlichen Prüfung, ergibt sich aus der reinen Teilaufhebung 
des Bebauungsplanes jedoch nicht. 
 
Prognose der Entwicklung bei Durchführung der Teilaufhebung 
 

Das Teilaufhebungsverfahren des Bebauungsplans hat zum Ziel, die Fläche im Anschluss 
teilweise einer Bebauung zuzuführen. Der südliche Teilaufhebungsbereich ist für den 
Neubau einer Wache der freiwilligen Feuerwehr Königshardt vorgesehen. Die zukünftige 
Bebauung kann zum Verlust von potentiellem Lebensraum für diverse besonders und / oder 
streng geschützte Tier- und Pflanzenarten führen und somit den Verbotstatbestand des  
§ 44 BNatSchG auslösen. Eine Artenschutzprüfung ist im Rahmen der Neuplanung bereits 
erfolgt. Auch wenn für das Teilaufhebungsverfahren des Bebauungsplans Nr. 56 selbst 
keine Artenschutzprüfung erforderlich ist, wird sie aus Gründen der Transparenz bereits 
dieser Begründung beigefügt (s. Anlage 1). Vermeidungs-, Minderungs- und Ausgleichs-
maßnahmen insbesondere für Vögel und Fledermäuse sind Bestandteil der Arten-
schutzprüfung (ASP II, Büro Buteo Landschaftsökologen, 09/2023) und wären im Rahmen 
der später geplanten Bebauung umzusetzen. 
 
Die Teilaufhebung selber ist grundsätzlich mit den Vorgaben des rechtskräftigen Land-
schaftsplans der Stadt Oberhausen vereinbar. Es wird für Grundstücke im räumlichen 
Geltungsbereich des Landschaftsplanes gemäß Entwicklungsziel 7 festgesetzt, dass diese 
gemäß Flächennutzungsplan entsprechend dargestellte öffentliche Aufgaben erfüllen und 
gleichzeitig wichtige natürliche Vernetzungsfunktionen in der freien Landschaft über-
nehmen sollen. Die geplante Bebauung – hier: Errichtung einer Wache der freiwilligen 
Feuerwehr – würde dem festgesetzten Entwicklungsziel widersprechen. Die ange-
sprochene Vernetzungsfunktion des Teilaufhebungsbereiches (vgl. Biotopverbundfläche 
„Friedhöfe Sterkrade-Nord und Westfriedhof“ (VB-D-4506-026)) ginge durch die Bebauung 
und die einhergehenden negativen Veränderungen des Naturhaushaltes teilweise verloren. 
Bei der Bewertung des Eingriffs in Natur und Landschaft muss für die künftige Neuplanung 
im Rahmen des nachgelagerten Baugenehmigungsverfahrens die naturschutzrechtliche 
Eingriffsregelung nach §§ 14 ff. BNatSchG angewendet werden, da die Fläche nach 
Teilaufhebung des Bebauungsplans Nr. 56 planungsrechtlich dem baulichen Außenbereich 
zugeordnet würde. 
 
2.3 Boden/ Fläche/ Altlasten und Bodenschutz 

Derzeitiger Umweltzustand 
 

Bodentypen / Bodenverhältnisse 
 

Die aktuelle Bodenkarte NRW 1:50.000 weist für das Plangebiet den Bodentyp Podsol-
Braunerden mit der Bodenart Sand mit geringer Verdichtungsempfindlichkeit aus. Die 
Bodentypen und Bodenarten nach Bodenkarte NRW basieren jedoch nicht auf den 
tatsächlichen Bodenverhältnissen in dem hier betrachteten Gebiet. Durch Bodenan-
schüttungen in den 80er und 90er Jahren wurde das natürliche Bodengefüge auf der Fläche 
weitestgehend überformt. Die aufgebrachten Aufschüttungen bestehen aus Erdaushub, 
Bauschutt, Schlacke und Gießereisanden (Gutachten BUI, Umwelt- und Ingenieurgeologie, 
2000, s. Anlage 2). Die Mächtigkeit der vorhandenen Aufschüttung auf dem Gelände liegt 
zwischen 2 und 3 m. Das Gelände liegt heute somit etwa 2 Meter über dem Niveau der 
direkt angrenzenden Falkestraße und ist entsprechend abgeböscht. 
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Altlasten / Bodenschutz 
 

Die Fläche wurde auf Grundlage der Ergebnisse des Gutachtens aus dem Jahr 2000 als 
Fläche mit Bodenbelastungspotential E05.004 in die Bodenbelastungskarte der Stadt 
Oberhausen (BBK) aufgenommen. Die Belastung dieser Materialien mit Schadstoffen war 
in den damaligen Sondierungen als vergleichsweise gering bewertet worden. In den 
Sondierungen wurden teilweise Gießereialtsande vorgefunden. Dies deckt sich auch mit 
vorliegenden Angaben zur damaligen Aufschüttungstätigkeit, die auf Gießereisande der 
Neuen Ludwigshütte Sterkrade hinweisen. Aus der Altlastenuntersuchung der ehemaligen 
Neuen Ludwigshütte Sterkrade in den 1990er Jahren ist bekannt, dass neben Gießerei-
sanden in solchen Ablagerungen auch andere industrietypische Reststoffe enthalten sein 
können, etwa Stäube aus der damaligen Gußputzerei. Darüber hinaus wurden leicht 
auffällige Methan-Bodenluftgehalte festgestellt. Sehr wahrscheinlich rührten diese Ergeb-
nisse aus heutiger Sicht nicht aus Teilen der Anschüttung her, sondern eher aus damals 
ggf. überschütteten humosen Oberböden mit Zersetzung natürlichen organischen 
Materials. 
 
Gemäß aktueller Bodenkarte NRW sowie nach ergänzender Bewertung durch den RFNP 
(Regionaler Flächennutzungsplan) sind zudem im Plangebiet keine schutzwürdigen Böden 
zu erwarten. 
 
Fläche 
 

Das Schutzgut „Fläche“ trägt vor allem der Tatsache Rechnung, dass Fläche eine 
bedeutsame begrenzte Ressource darstellt. Gemäß § 1a Absatz 2 BauGB soll mit Grund 
und Boden sparsam und schonend umgegangen werden und künftige bauliche 
Entwicklungen nach Möglichkeit im Innenbereich, auf bereits genutzten sowie verdichteten 
Flächen vorgenommen werden. Eine zusätzliche Inanspruchnahme von Flächen sollte 
möglichst vermieden werden. 
 
Prognose der Entwicklung bei Durchführung der Teilaufhebung 
 

Nach der Teilaufhebung des Bebauungsplans stünde die Fläche zukünftig nicht mehr als 
Friedhofserweiterungsfläche zur Verfügung. Anforderungen bezogen auf Bodenschutz und 
Altlasten werden rein durch das Teilaufhebungsverfahren nicht ausgelöst. Die Fläche in 
ihrem jetzigen Zustand, unversiegelt und mit Vegetation bestanden, zu belassen, würde die 
natürlichen Bodenfunktionen im Sinne des Bundes-Bodenschutzgesetzes BBodSchG er-
halten und könnte daher als positiv für das Schutzgut Boden bewertet werden. 
 
Nach Abschluss des Teilaufhebungsverfahrens soll die Fläche neu bebaut werden 
(Planung: Neubau einer Wache für die freiwillige Feuerwehr Königshardt). Hierdurch wären 
Anforderungen hinsichtlich Altlasten und Bodenschutz für die Neubebauung zu unter-
suchen. Die Anschüttungen sind möglicherweise wegen ihrer Materialzusammensetzung 
(teilweise Gießereialtsande) und der damaligen Einbauweise für eine Bebauung nicht 
ausreichend tragfähig und daher genauer zu prüfen. Durch die Teilaufhebung selber wird 
keine Fläche verbraucht. Die geplante Neubebauung würde jedoch zum Verlust einer bisher 
unversiegelten Grünfläche führen. 
 
2.4 Wasser 

Derzeitiger Umweltzustand 
 

Grundwasser 
 

Grundwassermessstellen sind im Teilaufhebungsgebiet nicht vorhanden. Bei dem Grund-
wasserleiter handelt es sich um einen Poren-Grundwasserleiter, der als wenig ergiebig 
eingestuft werden kann. Die Oberfläche des Grundwasserkörpers wird überwiegend von 
einer bis zu ca. 10 m mächtigen Grundmoräne gebildet. Unter der Grundmoräne lagern 
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Sande und Kiese von Mittel- und Hauptterrassen. Ton und Schluff sind in diesen ein-
gelagert. Die Mächtigkeit der Terrassenablagerungen kann stellenweise bis zu 20 m 
betragen. Sie bilden einen guten Grundwasserleiter und das erste Grundwasserstockwerk. 
Das zweite Grundwasserstockwerk folgt erst zum Liegenden hin, in den Walsum-Schichten. 
Der natürliche Grundwasserspiegel wurde durch Vorfluter-Verlegung und Bergsenkungen, 
sowie durch Grundwasserentnahmen künstlich verändert. 
 
Oberflächengewässer 
 

Im direkten Bereich des Teilaufhebungsgebietes liegen keine Oberflächengewässer. Die 
naheliegenden Gewässer sind der nördlich des Teilaufhebungsgebietes verlaufende 
Handbach und der südlich verlaufende Alsbach in jeweils ca. 700-750 m Luftlinie 
Entfernung. Das Teilaufhebungsgebiet befindet sich nicht in einem hochwassergefährdeten 
Bereich (durch Rhein, Ruhr oder Emscher). Die Teilaufhebungsfläche liegt in keinem 
Wasserschutzgebiet. 
 
Prognose der Entwicklung bei Durchführung der Teilaufhebung 
 

Es sind keine merklichen Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser zum realen Zustand zu 
erwarten. Die ursprüngliche Planung Friedhofsnutzung und der damit verbundene Eingriff 
in den Wasserhaushalt unterbleibt. Eine detaillierte Beurteilung des Eingriffes auf das 
Schutzgut Wasser durch die vorgesehene Planung „Neubau einer Wache der freiwilligen 
Feuerwehr Königshardt“ ist nicht Bestandteil des Teilaufhebungsverfahrens. Im 
Allgemeinen führen Bebauungen zu einer Verringerung der Grundwasserneubildung. 
Geringfügige Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser wären durch die geplante Bebauung 
daher nicht auszuschließen. 
 
2.5 Klima und Luft 

Derzeitiger Umweltzustand  
 

Klima 
 

Das Klima lässt sich kleinräumlich sogenannten Klimatopen zuordnen, die für ein 
begrenztes zusammenhängendes Gebiet einheitliche Klimaeigenschaften aufweisen. Die 
Ausprägung der Klimatope sind vor allem durch die räumliche Struktur und Oberflächen-
nutzung bzw. die anthropogene Beeinflussung bestimmt. Die Klimaanalyse der Stadt 
Oberhausen ordnet das Aufhebungsgebiet und das gesamte Friedhofsgelände dem 
Klimatop „Parkklima“ zu. Das Klimatop Parkklima steht für Flächen, bei denen je nach 
Bewuchs die Temperatur- und Strahlungsamplituden mehr oder weniger stark gedämpft 
werden. Aufgrund der Vegetationsstruktur ist eine gewisse Dämpfungsleistung zu erwarten. 
Die nördlich und westlich angrenzenden Schutzgebiete (LSG/ NSG Sterkrader Wald) sind 
dem Waldklimatop zuzuordnen. Insbesondere Grün- und Waldflächen besitzen eine sehr 
hohe thermische Ausgleichsfunktion und sind somit im gesamten von höchster bioklima-
tischer Bedeutung für den umgebenden Siedlungsraum. Die in der unmittelbaren Um-
gebung angrenzend zur Falkestraße und Königshardter Straße befindlichen Siedlungs-
strukturen sind als Klimatop „Vorstadtklima“ gekennzeichnet. Das sind Wohngebiete, die 
überwiegend eine lockere Bebauung und gut durchgrünte Siedlungsstrukturen aufweisen. 
Das führt zu geringen Extremwerten für Temperatur und Feuchte, Dämpfung der Wind-
geschwindigkeit, sehr geringer Temperaturerhöhung und günstigen Strahlungsbe-
dingungen (Klimaanalyse RVR 2017). 
 
Die Ergebnisse der Klimaanalyse des RVR zeigen für die Fläche eine Kaltluft-
produktionsrate von bis zu 20 m³/m²/h (Klimaanalyse RVR 2017). Aufgrund der teils hohen 
Produktionsrate und dem nach Südwesten leicht abfallenden Gelände, ergeben sich 
nächtliche Kaltluftvolumenströme mit ca. 570 m³/s, was einer mittleren Mächtigkeit ent-
spricht (Klimaatlas NRW 2022, Klimaanalyse RVR 2017). Der Kaltluftvolumenstrom 
beschreibt dabei die Menge an Kaltluft, die jede Sekunde entlang des Gefälles fließt. Somit 
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sorgt das Plangebiet durch seine Eigenschaften für Abkühlungseffekte und produziert 
gleichzeitig Frischluft für die benachbarte Bebauung. 
 
Das vom Rat der Stadt Oberhausen am 15.05.2023 beschlossene Klimaanpassungs-
konzept ordnet das Teilaufhebungsgebiet und die Umgebung (Sterkrader Wald) als 
Fokusraum „wertvoller Freiraum“ ein. Diese Flächen dienen dem Luftaustausch und sind 
für den Kaltlufttransport bzw. der Kaltluftproduktion zu erhalten. 
 
Luft / Lärm 
 

Emittenten für Luftschadstoffe sowie Lärm sind die in der Umgebung verlaufenden Ver-
kehrswege. Das Teilaufhebungsgebiet ist Teil des Friedhofsgeländes. Eine Anbindung 
besteht über die Königshardter Straße. Das Teilaufhebungsgebiet kann zukünftig über die 
angrenzende Falkestraße angebunden und erschlossen werden. Südlich des Teilauf-
hebungsgebietes befindet sich in einer Entfernung von mindestens 350 m der Fahr-
bahnrand der Autobahn A 2 mit den Anschlussstellen OB-Königshardt im Osten und dem 
Autobahnkreuz Oberhausen im Westen. Im Hinblick auf die Luftschadstoff- und Lärm-
belastung besteht ggf. eine Fernwirkung durch die Autobahn auch auf das Teilauf-
hebungsgebiet. 
 
Prognose der Entwicklung bei Durchführung der Teilaufhebung 
 

Die vorhandene Situation wird sich im Gebiet durch die Teilaufhebung selbst nicht 
verändern. Die wichtige klimatische Ausgleichsfunktion der Fläche bliebe ohne weitere 
Planungen erhalten. 
 
Da jedoch eine Bebauung (Neubau einer Wache der freiwilligen Feuerwehr Königshardt) 
für diese Fläche vorgesehen ist, kann davon ausgegangen werden, dass die bioklimatische 
Funktion der Fläche in Teilen verloren ginge. Maßnahmen zur Anpassung an den Klima-
wandel wie z. B. Dach- und Fassadenbegrünung, dezentrale Regenwasserversickerung 
könnten solche Eingriffe zumindest teilweise ausgleichen. 
 
Bei zukünftigen Vorhaben nach § 35 Abs. 2 BauGB wäre die Lärmsituation zu prüfen und 
ggf. ein entsprechender Lärmschutz auf dem Vorhabengrundstück nachzuweisen. 
 
2.6 Mensch 

Derzeitiger Umweltzustand 
 

Das Teilaufhebungsgebiet ist bislang baulich ungenutzt. Eine Nutzung als Friedhofser-
weiterungsfläche fand nicht statt. Das Gebiet gehört zum Teil zum bestehenden Friedhofs-
gelände und hat somit für Besucher eine gewisse Aufenthaltsqualität. Darüber hinaus 
besteht im Gesamtkontext durchaus eine Funktionserfüllung für die menschliche Gesund-
heit. Der Schutz der Grünzüge und der Frischluftschneise sind hier zu nennen. 
 
Prognose der Entwicklung bei Durchführung der Teilaufhebung 
 

Durch die Teilaufhebung des Bebauungsplans werden keine Belastungen des Schutzgutes 
Mensch hervorgerufen. Bei einer anschließenden baulichen Entwicklung des Gebietes 
wären auf der nachgelagerten Ebene des Baugenehmigungsverfahrens Luft- und Lärm-
belastung in Relation zur zukünftigen Nutzung und zum Schutzgut Mensch zu prüfen und 
darzustellen (siehe auch Punkt 2.5). 
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2.7 Kultur- und Sachgüter 

Derzeitiger Umweltzustand  
 

Sachgüter im Allgemeinen bestehen vorwiegend durch Straßen sowie den zugehörigen 
sonstigen Erschließungsflächen wie öffentliche und z. T. auch private Infrastruktur-
einrichtungen, Gebäude und Grundstücke. Im Teilaufhebungsgebiet befinden sich keine 
Bebauung oder Erschließungsflächen. Im Norden grenzt ein Fußweg an das Gebiet. Somit 
bestehen Sachgüter und -werte im Teilaufhebungsgebiet in Form des vorhandenen 
Grundstückes. Sonstige weitere Kultur- und Sachgüter bestehen im Teilaufhebungsgebiet 
nicht. Erkenntisse bzgl. denkmalgeschützter oder kulturhistorischer Einrichtungen im 
Betrachtungsgebiet liegen nicht vor. 
 
Prognose der Entwicklung bei Durchführung der Teilaufhebung 
 

Die vorhandene Situation wird durch die Teilaufhebung des Bebauungsplans nicht 
verändert. Erst im Rahmen einer möglichen nachgelagerten Bebauung würde sich eine 
Änderung ergeben. 
 
2.8 Wechselwirkungen 

Wechselwirkungen der Schutzgüter untereinander bestehen im Teilaufhebungsgebiet im 
Rahmen der klassischen wechselseitigen Beeinflussung der jeweiligen Umweltmedien und 
der sie nutzenden Lebewesen wie Tiere und Pflanzen und letztlich auch der Mensch. Die 
Standortvoraussetzungen bestimmen dabei die Ausprägung der einzelnen Schutzgüter und 
damit auch die jeweiligen Nutzungsmöglichkeiten durch den Menschen. Besondere 
nennenswerte Wechselwirkungen bestehen im Teilaufhebungsgebiet jedoch nicht. 
 
3. Prognose zur Entwicklung der Umweltsituation 

3.1 Entwicklung ohne Teilaufhebung des Bebauungsplans 

Ohne Teilaufhebung des Bebauungsplanes Nr. 56 „Königshardt“ bliebe die dargestellte pla-
nungsrechtliche Situation bestehen. Weitergehende umweltrelevante Planungen würden 
sich ohne Teilaufhebung des Bebauungsplanes – voraussichtlich nicht ergeben, so dass 
sich im Ergebnis am derzeitigen Zustand des Teilaufhebungsbereiches wenig ändern 
würde. 
 
3.2 Entwicklung und Auswirkungen durch Teilaufhebung des Bebauungsplans 

Nach der Teilaufhebung des Bebauungsplanes Nr. 56 „Königshardt“ wird diese Fläche dem 
Außenbereich zugeordnet und ist zukünftig nach § 35 BauGB zu beurteilen. Die Teilauf-
hebung ist notwendig geworden, da die Fläche für die Errichtung der „Feuerwache der 
freiwilligen Feuerwehr Königshardt“ vorgesehen ist. Bei der Beurteilung eines Bauvor-
habens nach § 35 Baugesetzbuch („Bauen im Außenbereich“) ist die naturschutzrechtliche 
Eingriffsregelung anzuwenden. 
 
3.3 Eingriffsregelung 

Nach §1a (3) BauGB gilt: „Die Vermeidung und der Ausgleich voraussichtlich erheblicher 
Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes sowie der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des 
Naturhaushalts in seinen in § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe a bezeichneten Bestandteilen (Ein-
griffsregelung nach §§ 14 ff Bundesnaturschutzgesetz) sind in der Abwägung nach § 1  
Abs. 7 zu berücksichtigen.“ Nach der Teilaufhebung des Bebauungsplanes Nr. 56 würde 
sich das künftige Planungsrecht aus § 35 BauGB ergeben. 
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Gemäß Definition der naturschutzfachlichen Hinweise zur Anwendung der Eingriffs-
regelung in der Bauleitplanung liegt ein Eingriff vor: „wenn eine Änderung der Gestalt oder 
Nutzung von Grundflächen mit der Folge vorgenommen wird, dass die Leistungsfähigkeit 
des Naturhaushalts oder das Landschaftsbild erheblich beeinträchtigt werden kann“. Die 
Teilaufhebung des Bebauungsplanes bereitet keinen größeren Eingriff, als den heute 
bereits zulässigen Eingriff, vor. Die Anwendung der Eingriffsregelung ist für das Teilauf-
hebungsverfahren entsprechend nicht erforderlich. 
 
Für die geplante Bebauung nach § 35 Baugesetzbuch („Bauen im Außenbereich“) wäre die 
naturschutzrechtliche Eingriffsregelung anzuwenden. Stellt ein Vorhaben einen Eingriff in 
Natur und Landschaft gemäß § 14 Bundesnaturschutzgesetz (BNatschG) dar, ist die 
Verursacherin/der Verursacher nach § 15 BNatschG dazu verpflichtet, vermeidbare 
Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft zu unterlassen, sowie unvermeidbare Beein-
trächtigungen spätestens bis zur Fertigstellung des Bauvorhabens durch Maßnahmen des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege (Ausgleichsmaßnahmen) auszugleichen oder zu 
ersetzen (Ersatzmaßnahme). § 35 Abs. 5 BauGB legt außerdem fest, dass Bauvorhaben 
in einer flächensparenden, die Bodenversiegelung auf das notwenige Maß begrenzenden 
und den Außenbereich schonenden Weise ausgeführt werden müssen. 
 
3.4 Planungsalternativen 

Das durch den Bebauungsplan Nr. 56 ursprünglich verfolgte Planungsziel einer Friedhofs-
erweiterungsfläche wird nicht mehr weiterverfolgt und ist somit funktionslos geworden. Als 
Alternative zur Teilaufhebung käme nur die Nullvariante, also Aufrechterhaltung des rechts-
kräftigen Bebauungsplans Nr. 56 in Betracht. Das Teilaufhebungsverfahren ist notwendig 
geworden, da an dieser Stelle die Errichtung einer Wache der freiwilligen Feuerwehr 
Königshardt geplant werden soll. Eine Bebauung wäre auf der Grundlage des rechts-
kräftigen Bebauungsplans Nr. 56 jedoch nicht möglich. 
 
4. Monitoring 

Gemäß § 4 c BauGB haben die Gemeinden die erheblichen Umweltauswirkungen, die auf-
grund der Durchführung der Bauleitpläne eintreten, zu überwachen, um insbesondere 
unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen frühzeitig zu ermitteln und in der Lage zu sein, 
geeignete Maßnahmen zur Abhilfe zu ergreifen. Wie dargelegt, ergeben sich aus der 
Teilaufhebung des Bebauungsplanes keine erheblichen Umweltauswirkungen, so dass ein 
detailliertes Monitoring für das Plangebiet entbehrlich ist. 
 
5. Allgemeinverständliche Zusammenfassung 

Gemäß § 2 Abs. 4 BauGB in Verbindung mit § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB ist für jeden Bauleitplan 
bzw. seine Aufhebung eine Umweltprüfung durchzuführen, in der die voraussichtlichen 
erheblichen Umweltauswirkungen ermittelt und in einem Umweltbericht beschrieben und 
bewertet werden. 
 
Nach der Teilaufhebung des Bebauungsplanes Oberhausen Nr. 56 „Königshardt“ im 
Bereich Falkestraße wird die Fläche planungsrechtlich dem baulichen Außenbereich 
zugeordnet und ist zukünftig nach § 35 BauGB zu beurteilen. Durch die Teilaufhebung des 
Bebauungsplanes Nr. 56 selbst ergeben sich keine erheblichen Umweltauswirkungen. Bei 
erneuter Überplanung oder tiefgreifenden Veränderungen durch geplante Baumaßnahmen 
sind mögliche Eingriffe dann in dem nachgelagerten Einzelverfahren zu beurteilen. 
 
Die Teilaufhebung des Bebauungsplanes bereitet zudem auch keinen größeren Eingriff, als 
den heute bereits zulässigen Eingriff, vor. Es wird keine Änderung der Gestalt oder Nutzung 
von Grundflächen mit der Folge vorgenommen, dass diese die Leistungsfähigkeit des 
Naturhaushalts oder das Landschaftsbild erheblich beeinträchtigen würden. Die An-
wendung der Eingriffsregelung ist entsprechend nicht erforderlich. 
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Aus der Teilaufhebung des Bebauungsplanes ergeben sich keine erheblichen Umweltaus-
wirkungen, so dass ein detailliertes Monitoring für das Teilaufhebungsgebiet entbehrlich ist. 
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F Wasserwirtschaftliche Belange 

Zur Realisierung der mit der Teilaufhebung verbundenen Ziele sind keine wasserwirtschaft-
lichen Maßnahmen erforderlich. 
 
 

G Bodenordnung 

Zur Realisierung der städtebaulichen Ziele sind keine bodenordnenden Maßnahmen 
erforderlich. 
 
 

H Kosten 

Mit der Teilaufhebung des Bebauungsplan Nr. 56 entstehen der Stadt Oberhausen 
voraussichtlich keine Folgekosten. 
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Anlagen: 

1. 	 Artenschutzfachbeitrag - Stufe 11 (ASP 11) zur Planung einer neuen Feuerwache an der 
Falkestraße in Oberhausen-Königshardt vom 28.09.2023 
Buteo Landschaftsökologen, Bednarz, Bednarz & Winter GbR, Poststraße 111, 44809 Bochum 

2. 	 Untergrunduntersuchung im Bereich der Erweiterungsfläche am Nordfriedhof, 
Falkestraße I Oberförster-Hoffmann-Weg in 46147 Oberhausen vom 28.04.2000 
Büro für Umwelt- und Ingenieurgeologie BUI. Michael Greminger. Hasenstraße 20. 46119 Hünxe 
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